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„Die Beſtrebungen der Bankangeſtellten, 
ihre Lohnverhältniſſe zu beſſern, hatten 
während des Krieges teilweiſe zu Erfolgen 
geführt. Aber vielfach war doch der Vorteil, 
den die Angeſtellten durch die Reklamation 
vom Kriegsdienſt genoſſen, ihnen auf ihre 
Gehaltsforderungen von den Bankdirektoren 
angerechnet worden. Und wo das nicht ge— 
ſchah, da ließen die Bankleiter es oft bei der 
Gewährung von Forderungen an denjenigen 
Formen fehlen, ohne die ſelbſt die errungene 
Zulage Verärgerung zurückläßt. Es iſt ja 
überhaupt eine dem Sozialpolitiker nicht un- 
bekannte Tatſache, daß die Unternehmer ſich 
pſychiſch vollkommen anders gegenüber den 
Gehaltsbeſtrebungen von kaufmänniſchen An— 
geſtellten verhalten als gegenüber Lohnbe— 
wegungen gewerblicher Arbeiter. Selbſt wo 
die Berechtigung der Angeſtelltenforderung 
anerkannt und wo verhandelt wird, miſcht 
ſich ein leiſer Unterton von Beleidigtſein in 
die Verhandlungsart der Unternehmer. Das 
liegt vor allem daran, daß der Arbeitgeber 
ſich noch immer nicht daran gewöhnt hat, 
auch den Angeſtellten als gewerkſchaftlich or 
ganiſiert anzuſehen. Es iſt viel mehr wohl 
die Auffaſſung, daß es fidi für einen kauf: 
männiſchen Angeſtellten nicht ſchicke, ſich mit 
anderen zum „Komplott“ zu verbinden. Der 
Tüchtige ſtärke dadurch den Untüchtigen und 
werde von ihm hinabgezogen. Der Tüchtige, 
der bei individueller Behandlung es viel 
weiter bringen könne und in dem der Unter 
nehmer bis zu einem gewiſſen Grade einen 
Teil ſeines eigenen Ich ſieht. 

„Nun unterliegt es keinem Zweifel, daß 
zwiſchen dem kaufmänniſchen Angeſtellten und 
dem Arbeiter nicht unweſentliche Unterſchiede 
beſtehen. Und es lohnt ſich durchaus, ernſt⸗ 
haft die Frage zu erwägen, ob eine gewerk⸗ 
ſchaftliche Organiſation der kaufmänniſchen 
Angeſtellten überhaupt möglich iſt. Das 
deutſche Gewerkſchaftsweſen enthält eine 


Ganktbeamte. 


geiſtige und eine materielle Komponente. Die 
materielle liegt am klarſten zutage und ift 
allen unſeren Gewerkſchafts richtungen gleich 
mäßig eigen: Die Gewerkſchaft bildet ein 
Kartell der Ware Arbeitskraft. Die far 
tellierten Arbeiter wollen der Unterbietung 
entgegenarbeiten. Sie wollen ihre Ware, die 
einzige, über die ſie verfügen, ſo teuer wie 
möglich verkaufen. Die rein materielle Seite 
erſchöpft ſich alſo in den Lohnfragen. Daß 
dieſer Kampf großer Arbeitermaſſen um die 
Verbeſſerung ihrer Exiſtenz daneben von we 
ſentlichen ethiſchen, ſozialen und kulturellen 
Folgen begleitet find, die weit über das mate- 
rielle hinausreichen, ſoll hier zunächſt einmal 
ganz außer Betracht gelaſſen werden. Die 
geiſtige Kompente der Gewerkſchaftsbewe⸗ 
gung beruht auf ihrer ſozialiſtiſchen Grund- 
tendenz und zeigt ſich am deutlichſten bei all 
denjenigen Gewerkſchaften, die an ſich po⸗ 
litiſch neutral, aber doch meiſt von ſozial⸗ 
demokratiſchen Führern verwaltet ſind. Für 
dieſe Gewerkſchaften iſt im höheren Sinn des 
Sozialismus der Lohnkampf nur Mittel zun 
Zweck, zur Erreichung einer ſozialiſtiſchen Ge⸗ 
ſellſchaftsordnung: „Die Quelle allen Wohl 
ſtandes iſt die Arbeit. In der kapitaliſtiſchen 
Geſellſchaft kann produktive Arbeit nur ge 
leiſtet werden, wenn die Arbeit ſich dem Ka 
pital vermählt. Das eigentliche Kapital, die 
Produktionsinſtrumente (Maſchinen, Ge- 
bäude), befindet ſich im Beſitz derjenigen, die 
durch eigenen Beſitzſ oder Kredit ſich die Mittel 
zu ſeiner Anſchaffung beſorgen können. Dieſe 
Kapitaliſten können mit dem Kapital allein 
gar nichts anfangen. Es muß befruchtet 
werden durch die Arbeit. Diejenigen, die 
dieſe Arbeit leiſten, — die Lohnarbeiter, 
Proletarier — haben keinen Anteil am 
Kapital, ſondern müſſen dem Kapitaliſten 
ihre Arbeitskraft verkaufen, um leben zu 
können. Sie erhalten eine Entlohnung, die 
der Hervorbringung einer beſtimmten Güte 
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ntenge eutſprechen würde. Sie müſſen fit 
aber dem Kapitaliſten, von dem ſie durch 
ihre Lebensnot abhängig werden, verpflichten, 
länger zu arbeiten, als die Zeit ausmacht, 
die geſellſchaftlich für die Herſtellung Der- 
jenigen Gütermenge notwendig wäre, für die 
ſie wirklich entlohnt werden. Sie produzieren 
alſo für den Kapitaliſten ein Mehr an Werten, 
als jie bezahlt bekommen. Und dieſer „Mehr 
wert“ iſt es, aus dem der Kapitaliſt ſeinen 
Reichtum zieht.“ Daß dieſe von Karl Marx 
aitfgeſtellte Theorie von der Wiſſenſchaft viel 
fach beſtritten wird, kommt hier nicht in Be 
tracht. Hier iſt nur der Umſtaud von Wichtig 
keit, daß im Lichte dieſer Theorie jede Lohn 
erhöhung, die die Gewerkſchaft erringt, nichts 
als ein Abſchlag auf das iſt, was der Arbeiter 
in Zukunft einmal bezahlt bekommen ſoll, 
damit die Ungerechtigkeit ausgeglichen werde, 
die aus dem privaten Beſitz fachlicher Pro- 
duktionsmittel reſultiert. Dieſe Ungerech— 
tigkeit wird dann ausgeglichen ſein, wenn 
dem Unternehmer nichts weiter aus dem ge 
meinſchaftlichen Betrieb verbleibt, als eine 
Verzinſung ſeines Kapitals, die gleichzeitig 
eine Riſikoprämie enthält und ein Unterneh 
merlohn, der ſeiner geiſtigen und körperlichen 


Leiſtung für das Geſamtunternehmen entſpricht. 


Nun fragt es ſich, ob dieſe ſozialiſtiſche. 
Motivierung der höheren Lohnforderung auch 
für den nicht in der Gütererzeugung, ſon 
dern im Handel angeſtellten Arbeiter 
den Angeſtellten — überhaupt zutrifft. 


Die Theorie des Mehrwertes iſt eng an die 


Güterproduktion geknüpft. Für den Handel, 
für den Vertrieb, für die Verwaltung von 
Gütern und Werten trifft ſie kaum zu. Um 
ein ganz kraſſes Beiſpiel zu wählen: In einem 
Zimmerchen im elften Stock eines amerika⸗ 
miſchen Geſchäftshauſes ſitzt ein Mann, deſſen 
ganzer Betrieb in einer Schreibmaſchine und 
der dazu gehörigen Steuotypiſtin beſteht. Er 
beſchäftigt ſich mit großen, die Welt umſpan 
nenden Spekulationsplänen, ſchafft Werte von 
Bombay nach London, von London nach Pe- 
tersburg, ſucht die Möglichkeiten von Wechſel 
kursausgleichungen zwiſchen Buenos Aires 
und Zürich und verdient durch feinen Spiir- 


ſinn, feine Geſchicklichkeit und fein Rechen 


geſchick viele Millionen Dollar im Jahr. Hat 
an ſeinen Verdienſten ſeine Stenotypiſtin 
auch nur den geringſten Anteil? Sicher 
nicht. Ebenſowenig wie das ſehr ehrenwerte 
Fräulein, das in ſeinem Stenogramm, die 
Diktate eines Romanſchriftſtellers, eines mij- 
ſenſchaftlichen Forſchers, eines großen Arztes 
oder eines großen Rechtsanwalts aufnimmt. 
Nun ändert ſich das zu einem gewiſſen Grade, 
wenn man den Großbetrieb der Induſtrie 
oder des Handels oder des Bankweſens zu⸗ 
grunde legt. Eine Bank z. B. läßt ſich gar 
nicht bloß mit einem Kopf betreiben. Die 


Organiſation ift notwendig und eine um⸗ 
faſſende Organiſation kann nicht betrieben 
werden ohne die Arbeit vieler Hände. G: 
muß alſo auch hier Kapital und Arbeit ſich 
zuſammentun. Und man wird aus der bloßen 
Notwendigkeit der Arbeit auch die Berechti 
gung eines Gewinnanteils ableiten können. 
Aber im beſten Fall doch nur eines Anteils. 
Und die -- wenn man fo fagen darf nor⸗ 
male Quote des Anteils läßt ſich nicht ziffern⸗ 
mäßig berechnen, weil die Begründung und 
Errechnung durch den Mehrwert wegfällt. 
Dadurch zeigt fich ſchon, daß die Ge 
werkſchaftsbewegung der Angeſtellten ſich mit 
weſentlich anderen Endzielen begnügen muß 
als die der Arbeiter. Es fragt ſich ſogar, 
ob der jetzt in der Revolution vielfach 
vorhandene Zuſtand, daß der Handarbeiter 
velativ höher bezahlt wird als der Ange⸗ 
ſtellte, nicht ſogar im Weſen der ſozialiſti⸗ 
ſchen Theorie wohlbegründet ift. Denn wenn 
man ſich z. B. eine Nationaliſierung im 
Sinne der ruſſiſchen Bolſchewiſten vorſtellt, 
würde dort die Arbeit eines großen Teiles der 
Angeſtellten als überflüſſig fortfallen, weil 
der weitverzweigte ſpekulative Vertrieb von 
Gütern aufhören müßte. Und wo Vertei 
lung und Vertrieb als Angeſtelltenleiſtung 
notwendig bleiben, würde nur die geiſtige 
Arbeit ganz weniger erfefener Angeſtellter 
der disponierenden mehr wert ſein 
als die der Handarbeiter. Dagegen ift 
die Arbeit des durchſchnittlichen Handels 
angeſtellten der Arbeit der Arbeiter im Lichte 
dieſer Anſchauung nicht gleichzuſetzen. Denn 
die Arbeiter produzieren die Güter, ohne 
die die Geſellſchaft nicht exiſtieren kann. 
Die Gewerkſchaftsbewegung der Ange⸗ 
ſtellten wird deshalb (ganz abgeſehen davon, 
daß der einzelne Angeſtellte aus Ueberzeu 
gung natürlich Sozialiſt fein kann) ſich ledig 
lich als Lohnkartell organiſieren können. 
Auch dagegen wird von Unternehmern 
und auch von einzelnen Angeſtellten ſelbſt gel— 
tend gemacht: Der Angeſtellte fei verſchiede 
nen Lohnes wert. Die Leiſtungen der ein⸗ 
zelnen ſeien vollkommen verſchieden. Der 
eine könne zum Prokuriſten, Direktor und 
Chef aufſteigen, der andere nicht. Der eine 
verdiene Vertrauen, dem anderen fönne man 
die Erledigung von Geldangelegenheiten Oder 
von ſolchen Dingen nicht überlaſſen, die ein 


beſonderes Pflichtgefühl verlangen. Und je 
nachdem ſtuft fich das Gehalt ab. Das ift 


matürlich richtig. Wenn man will, trifft das 
bis zum gewiſſen Grade auch auf den Ar 
beiter zu: Die Verſchiedenartigkeit der 
Akkordlöhne zeigt ja oft ſehr gucke Unter- 
ſchiede zwiſchen den einzelnen Arbeitsper⸗ 
ſonen. Aber bei alledem ſind doch die Ar⸗ 
beiter eine homogene Maſſe, deren Arbeits- 
grundlagen gleich ſind. Dieſe Grundlagen 


laſſen ſich für alle gemeinſam auch durch 
Kollektivabkommen feſtſetzen, ſelbſt wenn der 
einzelne ſpäter als Vorarbeiter, als Meiſter, 
als Faktor oder als ſonſtiger Vorgeſetzter 
über den Durchſchnitt hinausgehoben wird. 
Jedoch wenn man dieſe Unterſchiede zwi⸗ 
ſchen Arbeitern und Angeſtellten anerkennt, 
ſo darf man doch nicht die großen Aehnlich 
keiten überſehen, die die großbetrieblichen 
Entwicklungen im Laufe der letzten Jahr⸗ 
zehnte in der Angeſtelltenſchaft, beſonders im 
Bankgewerbe, geſchaffen haben. Notwendig⸗ 
keit und Möglichkeit der Arbeitergewerkſchaft 
hat ſich doch auch erſt durch die Konzentration 
der Arbeit in den großen Betrieben er⸗ 
geben. Aehnlich iſt es im Handelsgewerbe. 
Auch hier iſt allmählich (und wiederum ganz 
beſonders im Bankgewerbe) die Arbeits⸗ 
teilung aufs feinſte durchgeführt worden, da⸗ 
durch wurde der Angeſtellte fungibiliſiert. 
In den großen Baukbuchhaltereien, Effek⸗ 
tenz, Wechſel⸗ und Deviſenbureaus der großen 
Banken iſt der erheblichſte Teil der Ange⸗ 
Kelten zum fungiblen Element geworden. 
Er braucht kaum noch etwas gelernt zu 
haben. Ob Schultze oder Müller ein Konto⸗ 
korrent oder eine Strazze führen, iſt höchſt 
gleichgültig. Und wenn es noch eines Be⸗ 
weiſes für die Richtigkeit dieſer Auffaſſung 
bedurft hätte, ſo ſcheint er zur Genüge da⸗ 
durch erbracht, daß während des Krieges 
ein großer Teil der Arbeit der „Beamten“ 
durch ungelernte Frauenarbeit erſetzt werden 
konnte. In ihrer wirklich manchmal auffällig 
ungeſchickten Art haben einzelne Bankdirek⸗ 
toren bei Gehaltsverhandlungen den Ange- 
ſtellten geſagt, daß, wenn Schloſſer und 
andere Arbeiter beſſer als ſie bezahlt wür⸗ 
den, das ſich ganz natürlich daraus erkläre, 
daß ihre Arbeit doch eigentlich entbehrlich 
ſei. Durch dieſen Hinweis haben die Bankdirek⸗ 
toren ſelbſt den Angeſtellten die Notwendigkeit 
gewerkſchaftlicher Bewegung nachgewieſen. 
Denn ſobald eine Angeſtelltenarbeit aus⸗ 
wechſelbar, ſobald ſie fungibel geworden iſt, 
wächſt die Konkurrenz ins Uebermaß und da⸗ 
mit auch die Allmacht des Arbeitgebers über 
die Arbeit des einzelnen Angeſtellten. Dann 
10555 T i le der Angeſtellten vonnöten 
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Selstbiite geradezu zu einer Pflicht der 

Damit ſind die Möglichkeiten und Me⸗ 
thoden gewerkſchaftlicher Organiſationen im 
Sanfgewerbe geradezu gegeben. Die Ange⸗ 
Keilten müſſen ſich gegen den übermäßigen 
Lohndruck durch Feſtlegung von Mindeſt⸗ 
gehältern ſchützen, ſie werden außerdem 
1 5 Beſtreben haben, bei der Feſtſetzung von 
Lohnbeſtimmungen durch ihre Ausſchüſſe 
mitzuwirken. Sie werden verſuchen, über⸗ 
mäßige Ausnutzung der Arbeitskraft durch 
Verlängerung der Arbeitszeit hintanzu⸗ 


halten. Sie werden Skalen für die Ge⸗ 
haltsaufbeſſerung feſtſetzen, kurzum dieſe 
Angeſtelltenarbeiterbewegung wird im 
Grunde genommen der Beamtenbewegung 
immer ähnlich ſein. Dieſe Aehnlichkeit zeigt 
ſich beſonders darin, daß jede Angeſtellten⸗ 
bewegung auch dazu kommen wird, von einer 
gewiſſen Anſtellungsdauer ab Erſchwerung 
der Entlaſſung, eventuell Mitwirkung der 
Ausſchüſſe bei der Entlaſſung zu erſtreben. 
Tatſächlich bewegen ſich ja auch die vom 
Allgemeinen Verband der Deutſchen Bank 
beamten in den erſten Revolutionstagen ge⸗ 
ſtellten Forderungen (in eine Kritik der 
Einzelheiten will ich hier nicht ein⸗ 
treten) lediglich auf dem bezeichneten Ge⸗ 
biet. Der Verband hat immer eine ſehr 
radikale Sprache geführt, wird von Sozia⸗ 
liſten geleitet, die mindeſtens gefühlsmäßig 
ſogar dem unabhängigen Flügel der Sozial⸗ 
demokratie naheſtehen, und iſt im Prinzip 
ſeiner Forderungen doch mäßig und zurück⸗ 
haltend geblieben, mögen die geforderten 
Ziffern im einzelnen auch etwas hoch hinaus⸗ 
greifen. Eine Gefahr beſteht nun für jede 
Gewerkſchaftsbewegung innerhalb der Ange⸗ 
ſtellten. Dieſe Gefahr iſt im Bankgewerbe 
etwas geringer als ſonſt im Handel. Sie. 
liegt in den vielen kleinen Betrieben und 
der dort herrſchenden ſtärkeren Individuali⸗ 
ſierung. Die kleinen Betriebe zeigen ein 
anderes Verhältnis der Angeſtellten zum 
Chef. Sie zeigen auch ein ſtärkeres Fluk⸗ 
tuieren zwiſchen Angeſtellter ſein und Chef 
ſein. Der Angeſtellte iſt ſich hier viel we⸗ 
niger bewußt, daß ſein Schickſal dem des Ar⸗ 
beiters gleicht. Der Tarifvertrag zwiſchen 
eigentlichen Arbeitern und Arbeitgebern kann 
auch die Verhältniſſe im kleinen Produk⸗ 
tionsbetrieb ordnen. Der Angeſtelltenvertrag 
kann das nicht. Dadurch iſt die Zahl der 
Elemente, die mindeſtens geiſtig dem Orga⸗ 
niſationsgedanken und der Organiſationsidee 
fernbleiben, bei den Angeſtellten ſehr groß. 
Und damit iſt auch von vornherein die Ge⸗ 
fahr z. B. des Streikbruchs — bei Lohnkämpfen 
in den größeren Betrieben — hier in ver⸗ 
ſtärktem Maß gegeben. Deshalb fragt es 
ſich, ob die gewerkſchaftliche Taktik der An⸗ 
geſtellten die gleiche ſein kann wie die der 
Arbeiter. 
Meines Erachtens nicht. Die Gewerk⸗ 
ſchaft muß ſich natürlich bemühen, ſoviel wie 
möglich Mitglieder heranzuziehen. Will ſie 
hier Vollkommenes leiſten, ſo muß ſie auch 
diejenigen für die Organiſation intereſſieren, 
denen ſie nichts bieten kann, die ihr dagegen 
ſchon durch das moraliſche Gewicht ihres Bei⸗ 
tritts eine bedeutende Unterſtützung zu ver⸗ 
leihen vermögen. Die Angeſtelltenorganiſa⸗ 
tionen ſollten daher noch viel ſtärker, als ſie es 
manchmal freilich ſchon tun, betonen, daß 
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jie das Gehaltsweſen nicht nivellieren wollen. 
Sowohl Beamten⸗als Angeſtelltenbewegungen 
machen in ihren Anfängen den menſchlich be⸗ 
gveiflichen Fehler, daß ſie den Neid organi⸗ 
ſieren. Sie richten manchmal ihr Intereſſe 
viel weniger darauf, denen, die wenig haben, 
mehr zu verſchaffen, als ſich darum zu küm⸗ 
mern, wer nach ihrer Auffaſſung zuviel 
Gehalt bezieht. Charakteriſtiſch iſt nach dieſer 
Richtung hin das Verhalten der unorga⸗ 
niſierten Mitglieder der Betriebsräte einiger 
Großunternehmungen geweſen, die ihre Tä 
tigkeit damit begannen, Herabſetzung der Ge⸗ 
hälter der Direktoren und Prokuriſten in 
Erwägung zu ziehen. Das bedeutet matür- 
lich zunächſt Abſchreckung all derjenigen von 
der Organiſation, die emporgekommen ſind 
oder emporzukommen hoffen. Es bedeutet 
aber zugleich auch inſofern einen Schaden 
für die Unterſchichten der Organiſierten, als 
ſie ſich ſelbſt große Lebenschancen verſchütten 
helfen. Dies Beſtreben hängt wohl damit 
zuſammen, daß namentlich in den Großbe⸗ 
trieben ſich immer eine Reihe von Menſchen 
zurückgeſetzt fühlen, und daß der Angeſtellte 
ebenſo wie der Beamte die Neigung zeigt, 
die Arbeit der anderen, namentlich aber die 
Leiſtung der geiſtig Arbeitenden zu unter 
ſchätzen. Im Bankgewerbe beſonders veizt 
zu ſolcher Betrachtung allerdings die außer 


ordentlich große Difſerenz zwiſchen den Ge 


hältern der Direktoren und denen der niederen 
Angeſtellten. Sie brauchte zweifellos nicht 
ſo groß zu ſein wie ſie iſt. Aber andererſeits 
muß bei verſtändiger Erwägung doch zuge 
geben werden, daß der Unterſchied zwiſchen 
der Arbeitsleiſtung eines ſpekulativ veran 
lagten und allſeitig gebildeten Bankdirektors 
und der eines Kontokorrentbuchhalters, ge 
meſſen an dem Nutzen für das Unternehmen, 
ganz außerordentlich groß iſt. Es darf ferner 
nicht vergeſſen werden, daß kaufmänniſch 
führende Persönlichkeiten Seltenheitswert be- 
ſitzen. Zahlt doch immerhin auch die bolſche 
wiſtiſche Räterepublik in Rußland einzelnen 
Perſönlichkeiten jährlich 100 000 Rubel Unter 
nehmerlohn. 

Bedingt ſchon der eben gezeigte Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Angeſtelltenſchaft und Ar⸗ 
beiterſchaft einen notwendigen Unterſchied 
in der Taktik der Gewerkſchaftsbewegung, 
ſo kommt hier noch ein zweiter Punkt 
in Betracht: Die Schwierigkeit, die ge- 
ſamte Angeſtelltenſchaft zu vereinigen, ver⸗ 
langt eine ſehr vorſichtige Taktik gegenüber 
dem Unternehmertum. Streiks ſind ſehr 
ſchwer durchzuführen. Und eine Organi⸗ 
ſation, die Leiſtung für die ihr An⸗ 
geſchloſſenen erſtrebt, wird nie darum her- 
umkommen, mit den Unternehmern nach 
Möglichkeit Fühlung zu nehmen und zu be⸗ 
halten und durch freiwillige Zugeſtändniſſe 
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der Unternehmerſchaft in ihren Zielen vor⸗ 
wärtszukommen. Deshalb iſt auch der Streit, 
den der Allgemeine Bankbeamten⸗Verband 
mit dem Deutſchen Bankbeamten⸗Verein 
führt, meines Erachtens ungerechtfertigt. Der 
Vorwurf, eine gelbe Gewerkſchaft zu ſein, 
kann gerechterweiſe dem Deutſchen Bant- 
beamten-Berein nicht gemacht werden. Er 
hät nur in richtiger Erkenntnis ſeiner 
Situation vorſichtig gehaudelt, indem er die 
friedlichen Verhandlungen, die ihm der 
Bankierbund anbot, annahm. Und er hat 
durch dieſe Taktik ſo viel für die Angeſtellten 
erreicht, daß man ihm wirklich keine Bor- 
würfe machen ſollte. Dabei iſt das Verdienſt 
des Allgemeinen Verbandes gar nicht zu be 
ſtreiten. Er hat zu einem Teil die Erfolge 
des Deutſchen Bankbeamten⸗Vereins miter- 
rungen. Denn ein radikaler Flügel, auf 
deſſen ſcharfe Forderungen man hinweiſen 
kann, iſt für jeden Gewerkſchaftsführer bei 
Verhandlungen nur von Nutzen. Aber der 
Allgemeine Verband ſollte nicht vergeſſen, 
daß die Verhältniſſe der Revolutionstage auch 
wieder verſchwinden, und daß hinterher die 
getrennte Angeſtelltenbewegung nicht nur 
den Bankbeamken, ſondern vor alem ihm 
ſelbſt ſehr gefährlich werden kann. Denn 
was er von ſeinen Verſprechungen jetzt nicht 
verwirklicht, wird er ſpäter nicht verwirk 
lichen können, und es wird ihm ſogar nicht 
einmal gelingen, die jetzigen Errungenſchaften 
zu behaupten, wenn die Bewegungen getrennt 
bleiben. Deshalb ſollten die beiden Bant- 
beamten⸗Verbände im beiderſeitigen Intereſſe 
und im Intereſſe der Bankangeſtellten jetzt 
die Streitaxt begraben und die ſehr günſtigen 
Verhältniſſe benutzen, um ſich zu verſchmelzen. 

Das kann auch den Arbeitgebern im 
Bankgewerbe nur recht ſein. Sie werden ſich 
mit der Anerkennung der Gewerkſchafts⸗ 
bewegung der Vankangeſtellten abfinden 
müſſen. Und es wird ſogar einmal der Tag 
kommen, wo ſie darüber froh ſein werden. 
Der radikale Verband, der dem Deutſchen 
Bankbeamten⸗Verein den Vorwurf der „Wirt⸗ 
ſchaftsfriedlichkeit“ macht, hat ſelbſt in dem 
Brief, den er an die Bankleiter gerichtet hat, 
ſehr verſtändig geſchrieben: „Indem wir 
Ihnen in dieſer Weiſe die Wünſche des All⸗ 
gemeinen Verbandes der deutſchen Bank⸗ 
beamten übermitteln, ſind wir uns bewußt, 
daß den Rechten der Angeſtellten auch 
Pflichten der Angeſtellten den Inſtituten 
gegenüber entſprechen.“ Er iſt alſo bereit, 
wie es auch der Deutſche Bankbeamten⸗Ver⸗ 
ein getan hat, neben der reinen Angeſtellten⸗ 
politik eine Vankgewerbepolitik zu treiben. 
Die darin liegende Unterſtützung ſollten die 
Arbeitgeber im Bankgewerbe beſonders ſchnell 
1 Sie könnten ſie einmal ſehr nötig 
haben. 


1918. 


Ein Rüd- und Ausblick. 
Von Bans Goslar. 


Ein Fahr ging zu Ende, das für Deutſchland 
den Abſchluß einer Entwicklung bedeutet, die in 
verhältnismäßig kurzer Zeit zuwege gebracht hat, 
daß all das aufs Spiel geſetzt und zum großen 
Teile auch eingebüßt wurde, was die Generation 
vor uns feit der Reichsgründung und wir ſelbſt in 
zäher, mühſamer initiativereicher Arbeit aufgebaut 
hatten. Es wird jetzt darüber geſtritten, ob ſich nicht 
unſere ganze bisherige Entwicklung im einigen 
Deutſchland in falſchen Bahnen bewegt, ob 
nicht die einſeitig realiſtiſche Art der Wirtſchafts⸗ 
führung, das ausſchließliche Ideal der möglichſt hohen 
Dividende und Rentabilität die großen wirtſchafts⸗ 
politiſchen Gedanken und Ideengänge zum Schaden 
unſerer Geltung in der Welt und unſerer Aluswir⸗ 
kungsmöglichkeiten zu Dienern am Ziele des Geld⸗ 
machens herabgedrückt habe. Wie dem aber auch ſei; 
die nahezu 50 Jahre deutſcher Arbeit im neuen 
Reiche hatten uns aus einem nicht übermäßig wohl⸗ 
habenden halb ländlichen Binnenſtaate zu einem 
innig in das Gewebe des Weltwirtſchaftsverkehrs 
verſtrickten reichen Induſtrie- und Handelsſtaat ge⸗ 
macht, deſſen Kaufleute, Fabrikanten und Wiſſen⸗ 
ſchaftler miteinander wetteiferten, um dem deutſchen 
Namen, der deutſchen Handelsflagge und dem deut⸗ 
ſchen Fabrikat zu immer größerem Anſehen unter 
fernen und fernſten Himmelsſtrichen zu verhelfen. 
Aber während ſo aus dem überwiegend agrariſch 
fundierten Staatsweſen ein modernes neues Wirt⸗ 
ſchaftsgebilde hervorgewachſen wär, hatte die po⸗ 
litiſche Entwicklung nicht Schritt mit dieſer Auf- 
wärtsbewegung gehalten. Die immer mächtiger ſich 
reckenden und dehnenden Glieder des Wirtſchafts⸗ 
und Induſtrierieſen umſchloß noch immer der auf 
kleinere Dimenſionen des Körpers zugeſchnittene 
Panzer einer engherzigen und antiquierten Ver⸗ 
faſſung, die in die Hände einer Kaſte, die Tängit 
nicht mehr die ausſchlaggebende beim Werke der 
Arbeit für das Volksganze war, eine Machtvoll⸗ 
kommenheit legte, die über das Geſchick der geſam⸗ 
ten Nation entſcheiden konnte. In den ſchwerſten 
Stunden, die über Deutſchland hereingebrochen waren, 
brach dieſe Verfaſſung entzwei, zeigte es ſich, daß ein 
großes Volk ſeine Weltgeltung nur dann behalten 
kann, wenn es ſeine ganze Aktivität nicht lediglich 
im Wirtſchaften entlädt, ſondern, wenn es ſich 
auch dazu entſchließt, die Führung ſeiner politi⸗ 
ſchen Geſchäfte in die eigene Hand zu nehmen. 
Heute ſtehen wir vor einem Trümmerhaufen. 
Das Chaos regiert die Stunde. Wenn trotzdem 
ein Teil der Geſchäfte weitergeht, und nach außen 
hin mauches ausſieht, als habe es fih nicht ver⸗ 
ändert, ſo iſt das mehr dem Geſetze der Trägheit 
und Beharrlichkeit zuzuſchreiben, als es ein Symp⸗ 
tom dafür iſt, daß die Arbeit des Wiederaufbaus be⸗ 
reits begonnen hat. Bis vor wenigen Monaten ſtand 


die geſamte Induſtrie in angeſpannteſter Tätigkeit. 
Alle Gewerbezweige, die es verſtanden hatten, ſich 
für die Fabrikation von Heeresbedarf umzuſtellen, ar⸗ 
beiteten fieberhaft, um die gewaltigen Mengen an 
Küſtungsmaterial herzuſtellen, die das Heer dauernd 
verlangte. Dachte man an die Zukunft, jo nahm man 
im allgemeinen an, daß ein Friede errungen würde, 
der zum mindeſten einer Remis⸗Partie gleichkomme 
und der uns geſtatten werde, auf dem Friedens⸗ 
kongreß unſere Trümpfe: Belgien, Nordfrankreich, 


„Kurland, Litauen, Serbien, fo auszuſpielen, daß man 


unſere Forderungen auf ſofortigen Abbau der 
Blockade, auf Freigabe der Schiffahrt 
und auf alsbaldige Verſorgung mit preiswerten 
Rohſtoffen und Lebensmitteln anerkennen 
und ihnen willfahren müſſe. An den Handels⸗ 
krieg nach dem Kriege wollte man nicht ſo recht 
glauben, man führte immer wieder dagegen als 
Argument an, daß ſchließlich der engliſche, der fran⸗ 
zöſiſche und der Kolonialkaufmann doch die Ware 
dorther beziehen werde, woher er jte am beiten und 
billigſten bekäme. 

Es kam anders: Der furchtbare militäriſche und 
politiſche Zuſammenbruch hat unſere weltpolitiſche 
und wirtſchaftliche Situation von Grund auf ver⸗ 
ändert. Aus dem ſtarken Deutſchen Reich, deffen 
einſtiger Beherrſcher verlangte, daß draußen in der 
Welt keine Entſcheidungen mehr gefällt werden ſollten, 
ohne daß Deutſchlands Kaiſer ſein gewichtiges Wort 
in die Wagſchale werfe, iſt ein in ſchweren Zuckungen 
ſich windender, blutleerer Organismus geworden, 
ein Staatsgebilde, deſſen zukünftige Grenzen ſich 
noch nicht einmal beſtimmen laſſen, und das zu 
ohnmächtig iſt, um ſich gegen die polniſchen Wölfe 
zur Wehr zu ſetzen, die unter gierigem Geheul Stücke 
deutſch⸗polniſchen und deutſchen Landes und wert⸗ 
volle Hafenſtädte von ihm loszureißen ſich an⸗ 
ſchicken. Elſaß⸗Lothringen ſcheint unwiederbringlich 
verloren, trotz aller Proteſte einer mindeſtens im 
Elſaß urdeutſchen Bevölkerung, verloren ein Gebiet, 
deſſen Erz⸗ und Kaliſchätze, deſſen reiche landwirt⸗ 
ſchaftliche Produktion das Reich nunmehr wird ent⸗ 
behren müſſen. Unendlich große Mengen an Boden⸗ 
ſchätzen, an Kohle und Erz, an Holz und Blei 
hat uns dieſer Krieg gekoſtet. Die produktive Arbeit 
haben wir Jahre lang zurückgeſtellt, um Material 
zu fabrizieren, das in Form von Granaten und 
Schrappnells in die Lüfte gepufft, als Heeresgerät 
zerbeult und zerſchlagen wurde. Anderthalb Wil⸗ 
lionen unſerer kräftigſten Männer deckt der grüne 
Rafen, Hunderttauſende find verkrüppelt und kommen 
für die Wirtſchaft als Mitarbeiter nicht mehr in 
Betracht. Das Volk iſt in den Städten zermürbt, 
unterernährt, die öffentliche Moral und die Ges 
ſchäftsmoral in grauenhaftem Maße korrumpiert. 
Und bei alledem winkt uns keine Kriegsentſchädi⸗ 


gung, können wir nicht Teile der Laſten, die uns 
zu erdrücken ſcheinen, auf feindliche Schultern ab⸗ 
wälzen, wie es manche Kreiſe noch vor kurzem 
träumten, ſondern uns, einem ausgepoverten und 
niedergebrochenen Volke, will man noch ſchwere 
finanzielle Bürden oder Fronarbeiten für die 
anderen aufhalſen. 


Hierzu kommt die bange Sorge: Können wir 
überhaupt in abſehbarer Zeit wieder arbeiten? Wird 
nicht etwa England, das ja aus der Zeit der Kon⸗ 
tinentalſperre in dieſer Praxis Erfahrung hat, uns 
fagen: „Wozu braucht ihr Rohſtoffe? Wir liefern 
euch Fertigfabrikate. Wir liefern euch 3. B. fertige 
Stoffe, um eure Bevölkerung zu bekleiden, was 
wollt ihr noch mehr?“ Und dann wird uns viel⸗ 
leicht England mit billigen Fabrikaten über⸗ 
ſchwemmen, nach benen der Konſument gierig greift, 


während der Fabrikant ſich keinen anderen Rat 


weiß, als ſeine Fabrik zu ſchließen und die Ar⸗ 
beiter nach Hauſe zu ſchicken. Und ſelbſt in dem 
günſtigſten Falle, wenn wir Nohſtoffe bekommen, 
um fie für uns zu verarbeiten und um. einen 
Teil von ihnen als Halb» oder Fertigfabrikate 
wieder auszuführen, ſind wir dann konkurrenzfähig? 
Wir, die mit einer um mehr als die Hälfte ent⸗ 
werteten Valuta einkaufen und mit phantaſtiſchen 
Löhnen und Waterialpreiſen fabrizieren? Wie aber 


ſollen wir die Löhne auf erträgliche Stufen herab⸗ 


drücken, wenn die Koſten der Lebenshaltung weiter 
ſteigen und in kurzen Zwiſchenräumen deshalb immer 
neue Lohnforderungen zur Paralyſierung der neuen 
Verteuerung der Lebensmittel und Verbrauchsgüter 
erhoben werden? Oder ſollen wir die Nohſtoffe mit 
Hilfe ausländiſcher Kredite beſchaffen, in einer Zeit, 
wo holländiſche Banken uns die Kredite kündigen 
und ſchweizeriſche Inſtitute ſich weigern, die Ein⸗ 
ziehung fälliger deutſcher Zinsſcheine zu übernehmen? 


Alle dieſe Fragen recken ſich drohend jetzt am 
Jahresſchluſſe vor uns auf, müſſen im neuen 
Jahre gelöſt werden, ſoll nicht das Wirrwarr in 
Permanenz erklärt und der Untergang der bis in 
die Grundfeſten erſchütterten deutſchen Wirtſchaft 
beſiegelt werden. Was tut da vor allem not? Max 
Weber hat die Forderung des Tages vor kurzem 
in die Worte gegoſſen: „Wir müſſen Klarheit in 
den Köpfen ſchaffen!“ Nichts ſcheint mir in der 
Tat notwendiger, kein Poſtulat unerläßlicher als 
Grundlage einer allmählich anzubahnenden Beffe 
rung, als daß wir die in den Köpfen der Maſſen, 
der heute politiſch fo aktwen Mafjen herrſchende 
entſetzliche Blegriffsverwirrung in wirt⸗ 
ſchaftlichen Dingen durch eine vernunftgemäße Ein⸗ 
ſicht in die ökonomiſchen Zuſam menhänge zu ers 
ſetzen ſuchen. Nichts wäre gefährlicher und ver⸗ 
derblicher, als wenn wir aus Liebedienerei gegen 
dieſe Maſſen ihnen ſagen wollten: „Ihr ſeid jetzt 
politiſch mündig, habt Euch Eure Rechte in vier⸗ 
einhalbjährigem Ausharren an der Front erkämpft. 
Ihr ſeid damit auch reif, um die Wirtſchafts⸗ 
maſchinerie antreiben und in Gang halten zu 


können!“ Denn ſo liegen die Dinge doch keines⸗ 
wegs. 

Die kraſſe Wirklichkeit zeigt, daß in den Ar⸗ 
beitermaſſen heute die Tendenz vorherrſcht, die Re- 
volution im weſentlichen zu einem Lohn problem 
zu geſtalten. Bei weitem nicht in allen Kreiſen 
der ſozialiſtiſch geſchulten Arbeiterſchaft iſt man ſich 
noch darüber klar, daß es bei dieſem Umſturz 
doch im letzten Grunde um geiſtige Dinge, um po⸗ 
litiſche und Menſchheitsfragen ging. Daß ein 
Syſtem, das ſich auf Kaſtenvorrechte und die bez 
waffnete Macht ſtützte, durch ein anderes, im Volke 
fefter verankertes, daß ein Regime des Gü bels 
klirrens und weltpolitiſcher Unzulänglichkeit erſetzt 
werden ſollte durch die Herrſchaft in ſich geſchloſſener 
und gefeſtigter Ideen, auf der Baji friedlicher und 
freiheitlicher Weltanſchauung. Daß, um es zuſam⸗ 
menfaſſend zu ſagen, das deutſche Volk ſich die 
Regierungsform geben ſollte, die einem großen, 
friedliebenden, wirtſchaftlich und kulturell hochent⸗ 
wickelten Volke im zwanzigſten Jahrhundert die 
Führung ſeiner politiſchen Geſchäfte in dem Sinne 
verbürgte, in dem ſie der überwiegende Teil. 
ſeiner werktätigen und intellektuellen Elemente 
beſorgt haben wollte. All das iſt heute in den 
Hintergrund getreten: Die Maſſe der Arbeiter, die 
vielerorts ſchon den Gewerkſchaften im Lande das 
Steuerruder aus der Hand gewunden hat, will 
ſichtbare, greifbare Erfolge der Revo— 
lution, „ihrer“ Revolution, ſehen und verlangt ſie 
in Geſtalt von Löhnen, die in ihrer Höhe die Wer— 
tung der Handarbeit, wie ſie der Arbeiter ſeiner 
Witwirkung am Produktionsprozeß beimißt, zum 
Ausdruck bringen ſollen. So kam es denn, und 
ſo erleben wir es täglich weiter, daß heute die 
Arbeiter im Bergbau erhöhte Löhne fordern, daß 
die Zeche, der Verband die Kohlenpreiſe erhöht, 
daß die mit Kohlen arbeitenden Betriebe dieſen, 
Zuſchlag plus den Lohnerhöhungen ihrer Arbeiter 
auf den Preis ihrer Halbfabrikate ſchlagen, daß 
der gleiche Prozeß ſich fortſetzt bei der Preis⸗ 
bemeſſung für die Fertigfabrikate, ſchließlich bei 
ihrem Uebergang auf den Groß⸗ und weiter in 
den Detailhandel. Und daß ſchließlich der Konſu— 
ment erſchreckt vor Preiſen ſteht, die ihn, wenn er 
nicht das Pech hat Geiſtesarbeiter oder Beamter 
zu fein, ſoglejch veranlaſſen, neue Lohnerhöhungen. 
zu fordern, um zum Mindeſten den bisherigen 
standard of life aufrechterhalten zu können. Das 
iſt alſo die „Schlange, die ſich in den Schwanz 
beißt“ oder die „Schraube ohne Ende“. 

Und weiter: Selbſt die phantaſtiſchen Löhne 
vermögen noch nicht einmal den Anreis zur Arbeit 
ſo zu verſtärken, daß das Heer der Arbeitsloſen 
ſich wieder ans Werk begibt. In Verlin haben 
wir 400 000 Arbeitsloſe und zugleich fehlen im nicht 
weitentfernten Braunkohlenrevier 100 000 Arbeiter, 
geht die Steinkohlenförderung ſtändig zurück, fehlt 
es hier und dort an kräftig zupackenden Händen. 
Ein aſozialer Geiſt, eine Geſinnung, die es viel⸗ 
fach nicht verſteht oder verſtehen will, daß ſich 


der einzelne, ſoll das Ganze nicht leiden, als die⸗ 
nendes Glied einfügen muß, entſteht und wächſt. 
Der aus dem Felde zurückkehrende Arbeiter fühlte 
fich ja vor ganz kurzer Zeit noch zumeiſt als „Pro- 
letarier“ wie er es im alten Deutſchland war: dritt⸗ 
klaſſig, ohne ſtarke innere Verbundenheit mit dem 
Staatswohl. Und er dachte noch zu wenig als 
Bürger, der er doch auch als Arbeiter iſt, als 
Bürger, für den es heißt, daß auch ſein Schickſal 
untrennbar verknüpft iſt mit dem des Landes. Der 
Uebergang von dieſem Stadium zu dem des „ſou⸗ 
veränen Volkes“ war zu ſprunghaft, kam zu ſchnell, 
als daß in der kurzen Spanne Zeit, die feit der 
Umwälzung verfloſſen iſt, nun ſchon auch das ſtarke 
Verantwortlichkeitsgefühl des Einzelnen 
für die Geſamtheit fejt Wurzeln ſchlagen konnte. 
Kam zu ſchnell, als daß jetzt, wo eine lange 
entrechtete Kaſte an die Oberfläche emporgeſtiegen 
Up lie nicht zuerſt ihre Geſchäfte beſorgen und 
darüber die allgemeinen großen Fragen in den 
Hintergrund treten laſſen ſollte. 


? Klarheit in den Köpfen! Klarheit ſchaffen dar⸗ 
über, daß auch der Arbeiter Bürger ift und feine 
Exiſtenzmöglichkeit nur in einer gefunden und nicht 
durch brutale und unſachverſtändige Eingriffe zer⸗ 
ſtorten Volkswirtſchaft liegt. Darüber ferner, daß 


auch er an niedrigen Preiſen intereſſtert ijt; 
und daß es mit einer über das wirtſchaftlich nor⸗ 
male Maß hinausgehenden erzwungenen Lohn⸗ 
erhöhung ſo iſt wie mit der „böſen Tat“, daß ſie 
nämlich fortzeugend neue Uebel, d. h. neue Lohn⸗ 
und Preiserhöhungen erzeugen muß, die auch ihn 
schließlich belaſten und das geſamte Preisniveau auf 
eine Höhe treiben, das uns ausſchalten muß aus der 
Reihe der auf dem Weltmarkt wettbewerbsfähigen 
Völker. Klarheit auch darüber, daß ſich auch noch 
fo notwendige wirtſchaftliche Entwicklungen nicht mit 
Verſammlungsreſolutionen oder Maſchinengewehren 
erzwingen laſſen, ſondern aus organiſchem 
Wachstum heranreifen müſſen. Jahrzehntelang 
haben unſere Arbeiterführer den Maſſen geſagt, daß 
ſie politiſch reif und mündig ſeien. Der 
Augenblick ift gekommen, der letzte, wo 
der Beweis angetreten werden kann. 
Hämmert wirtſchaftliche Einſicht und Vernunft in 
die Köpfe, ihr Führer, weckt das Verantwortlichkeits⸗ 
gefühl, ſchafft Klarheit, — oder ihr ſteht in Kürze 
mit den Maſſen, die ihr einer beſſeren Zukunft, 
einem freien, glücklichen Leben entgegenführen wolltet, 
vor dem Abgrunde, der uns alle verſchlingt. Den 
Bourgeois, wie die, die glaubten, ihm die Zügel 
aus der Hand nehmen zu müſſen, um den Wagen 
auf die geſicherte Straße zu führen. 


Techniſehe Mängel des Ganltſehecks. 


Von Prof. Dr. Rudolf Kaulla, 
Dozent an der Kgl. Techn. Hochſchule in Stuttgart. 


Noch wertvoller als ſonſt wäre es angeſichts 
der gegenwärtigen Notenhamſterei, wenn es ge⸗ 
länge, den Bedarf an Zahlungsmitteln durch größere 
Verbreitung des Scheckverkehrs zu verringern. Freis 
lich könnte man wohl verzagen, wenn man ſieht, 
daß trotz der eindringlichen Aufklärungsarbeit, mit 
der ſich die berufenſten Sachverſtändigen nun ſchon 
ſeit vielen Jahren abmühen, und trotz aller Unter⸗ 
ſtützung, die längſt auch die Preſſe dieſer Arbeit 
leiſtet, die Ausbreitung der bargeldloſen Zahlweiſe, 
insbeſondere des Scheckverkehrs, in Deutſchland noch 
immer ſo viel zu wünſchen übrigläßt, wie dies tat⸗ 
ſächlich der Fall iſt. Man müßte an der Einſicht 
des Publikums verzweifeln, das ſich den immer 
und immer wieder geſchilderten volkswirtſchaftlichen 
und privafwirtichaftlihen Vorteilen des Scheckver⸗ 
kehrs dergeſtalt verſchließt, wenn ſich keine andere 
Erklärung für jene verhältnismäßige Rüditändig- 
keit finden ließe als ſolche Verſtändnisloſigkeit. 

Ein nicht unweſentliches Hemmnis für die er⸗ 
ſtrebte Ausbreitung des Scheckverkehrs dürfte aber 
in gewiſſen, zwar kleinen, jedoch recht fühlbaren 
Mängeln der Technik des Scheckverkehrs liegen, auf 
die im folgenden hingewieſen ſein möge und die 
damit zuſammenhängen, daß, wie mir ſcheint, der 
Umſtand bisher unbeachtet geblieben iſt, daß die 
Anforderungen, die der praktiſche Gebrauch an das 
Scheckformular zu ſtellen hat, keineswegs die 


gleichen ſind, wenn es ſich darum handelt, auf einem 
kaufmänniſchen Bureau einen Scheck auszuſtellen 
oder ſich feiner im ſonſtigen Zahlungsverkehr, 
für perſönliche Ausgaben, insbeſondere ſolchen des 
Haushaltes zu bedienen. Das herkömmliche Scheck⸗ 
formular hat jih aus den Bedürfniſſen des Verkehrs 
von Kaufmann zu Kaufmann ergeben und entſpricht 
dieſen Bedürfniſſen. Für den Gebrauch außer⸗ 
halb des kaufmänniſchen Bureaus, insbeſondere 
in der Hand von Nichtkaufleuten, kommen aber etwas 
andere Geſichtspunkte in Betracht, ohne deren Be⸗ 
rückſichtigung nicht wird darauf gerechnet werden 
können, den Scheck für dieſen Gebrauch beliebter 
zu machen. Gerade die geringe Verbreitung des 
Schecks für dieſen Gebrauch iſt es aber, um die es 
ſich bei den Klagen, das Publikum bediene ſich der 
bargeldloſen Zahlweiſe noch lange nicht in ge⸗ 
nügendem Umfange, in erſter Linie handelt. 
Soweit bei der neuzeitlichen Entwicklung des 
Banküberweiſungs⸗ und Poſtüberweiſungsverkehrs 
für den Bankſcheck noch Naum iſt, wird von dieſem 
ſicherlich im großen ganzen ſtets, wo es vorteilhaft 
it, auch wirklich Gebrauch gemacht werden, foweit 
ſein Gebrauch in der Hand von Leuten liegt, die 
hierbei nach rein kaufmänniſchen Geſichtspunkten 
verfahren. Seine Vorzüge ſetzen ſich in dieſem 
Fall ganz von ſelbſt durch. Außerhalb des kauf⸗ 
männiſchen Bureaus kommt aber der kaufmänniſche 
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Geſichtspunkt des geſchäftlichen Vorteils im allge- 
meinen nur weniger, wenn überhaupt zur Geltung. 
Das Streben nach Gewinn iſt hier vielmehr ge⸗ 
mildert oder ganz aufgehoben nicht nur durch ge⸗ 
ſchäftliche Gleichgültigkeit oder Ungewandtheit des 
Nicht kaufmanns, ſondern außerdem dadurch, daß 
auch der Geſchäftsmann außerhalb ſeines Bureaus 
ſich von anderen Rückſichten beſtimmen läßt als 


durch ſeinen geldlichen Vorteil; für den 
vorliegenden Fall kommt namentlich die 
perſönliche Bequemlichkeit in Betracht. Ich 


wage die Behauptung, daß es auch unter den 
Vorkämpfern des Scheckverkehrs herzlich wenige 
geben wird, die von dieſer Zahlungsweiſe im All 
tagsverkehr — notabene außerhalb ihres Bureaus! 
— in nennenswertem Umfang Gebrauch machen. 
Geradezu ein Hindernis für eine weitgehende 
Verwendung des Schecks außerhalb des Geſchäfts⸗ 
bureaus iſt ein Format, wie es in Deutſchland 
von den Banken ausgegeben zu werden pflegt. Man 
war von Haus aus gewohnt, den Scheck auf einen 
Bogen von annähernd derſelben Größe zu ſetzen, 
die ſich für den Wechſel im Laufe der Zeit 
eingebürgert hatte, und dies iſt auch jetzt noch 
immer die Regel,“ wenngleich feſtgeſtellt werden 
darf, daß eine Reihe von Banken ſchon ſeit einiger 
Zeit auch kleinere Formate benützen. Für den 
Wechſel iſt dieſe übliche Größe durchaus angemeſſen. 
Denn nicht nur die Vorderſeite muß außer dem 
Text noch Platz für gegebenenfalls eine größere 
Zahl von Unterfhriften haben, ſondern insbeſondere 
die Nückſeite muß groß genug fein, um eine oft 
ſehr beträchtliche Zahl von Indoſſamenten aufzu⸗ 
nehmen. Die Tratte iſt ein Kreditinſtrument, das 
feiner Beſtimmung nach geeignet ſein muß, durch 
eine Reihe von Händen zu gehen. Es iſt alſo 
durchaus richtig und zweckentſprechend, daß bei der 
Wahl des Formulars auf die Möglichkeit eines 
großen Umlaufs und einer langen Reihe von Gi- 
rierungen Rüdjiht genommen ift. Beim Scheck 
ift eine gleiche Nückſicht aber durchaus überflüſſig. 
Zwar iſt rechtlich und tatſächlich die Möglichkeit 
gegeben, ihn durch eine größere Zahl von Händen 
umlaufen zu laſſen; aber dieſe Umlaufsfähigkeit 
wird in der Praxis doch nur in verhältnismäßig 
ſehr geringem Maße ausgenützt. Ein Bedürfnis 
nach größerer Ausnützung tritt auch gar nicht her⸗ 
vor, und zudem ſetzt die Begrenzung der Vorlegungs⸗ 
friſt auf zehn Tage, nach deren Ablauf der Scheck 
ſeine beſonderen Eigenſchaften als Scheck verliert, 
der Ausnützungsmöglichkeit eine enge Schranke. 
Das verhältnismäßig große Format des 
Wechſels iſt für den Scheck tatſächlich nur dann 
bequem, wenn er auf dem Bureau benützt wird, 
alſo für den Geſchäftsſcheck, wie man kurz 
ſagen mag. Für den Scheck, der auch außerhalb 
des Bureaus zur Hand ſein muß — man mag 
ihn um ſeines Zweckes willen als Privatſcheck 
bezeichnen, in ähnlichem Sinn, wie der Kaufmann 
ein „Priwatkonto“ führt — ijt dieſes Format 
aber ein Hindernis, weil es viel zu groß iſt, als 


daß man ſich entſchließen oder es ſich gar zur 
Gewohnheit machen könnte, das Scheckbuch ſtets in 
der Taſche zu tragen, um es zum gelegentlichen 
Gebrauch bei Einkäufen, auf der Reiſe uſw. immer 
gleich bei ſich zu haben. Für den Privatſcheck kann 
das Format ſozuſagen gar nicht klein genug ſein, 
wenn es nur hinreicht, um auf der Vorderſeite 
den Text mit Datum und Unterſchrift bequem auf⸗ 
zunehmen; beim Scheckbuch kommt zu den Blättern 
noch der „Talon“, den es ſich übrigens bei einem ſehr 
kleinen Format vielleicht empfehlen würde, nicht wie 
üblich an der kurzen, ſondern an der langen Seite 
der Blätter anzubringen. 

Wenn ſonach die ſtereotype Behauptung, es fei 
bequem, ſich eines Scheckbuchs zu bedienen, für 
den Privatſcheck tatſächlich unrichtig iſt, ſo iſt der 
nicht minder übliche Hinweis darauf, der Gebrauch 
eines Scheckbuchs ſchütze eher vor Verluſten als 
die Aufbewahrung und das Herumtragen baren 
Geldes, nur mit Einſchränkungen zutreffend. Denn 
daß ein Scheck, wenn er in unrechte Hände kommt, 
betrügeriſch mißbraucht werden kann, und daß es 
fih alsdann um die Möglichkeit ſehr viel größerer 
Verluſte handelt als um Beträge, wie man fte im 
allgemeinen bar bei fih trägt, lehrt die Kriminal- 
geſchichte zur Genüge. 

Nun gibt es freilich das bekannte Mittel, 
dieſe Gefahr ſo gut wie völlig auszuſchalten: Man 
ſchreibt den Vermerk „nur zur Verrechnung“ quer 
über den Scheck und erreicht dadurch, daß der Be⸗ 
trag des Schecks von ſeiten der bezogenen Bank 
nicht bar ausbezahlt, ſondern nur eben auf dem. 
Weg der Verrechnung übertragen werden darf. Ein 
ſolcher Scheck kann alſo nur von jemand verwertet 
werden, deffen Perſönlichkeit einer Bank befannt 
iſt oder doch, bei hinreichender Sorgfalt, bekannt 
ſein ſollte. Das engliſche Scheckrecht bedient ſich 
zu demſelben Sicherungszweck des „Kreuzens“ des 
Schecks, das bewirkt, daß dieſer nur an einen Bankier 
ausbezahlt werden darf. Während jedoch in Eng- 
land das Bankſcheckbuch, das der Bankkunde bei 
ſich trägt, lediglich ſolche gekreuzte und zwar von 
vornherein mit einem entſprechenden Vermerk bes 
druckte Schecks zu enthalten pflegt, iſt es die 
Gepflogenheit der deutſchen Bauken, Verrechnungs⸗ 
ſchecks (ſofern ſolche Vordrucke überhaupt bei ihnen 
vorrätig find) nur demjenigen auszuhändigen, der 
ſolche eigens verlangt; dieſes Verlangen wird aber 
im großen ganzen nur wenig geäußert zahllofe 
Bankkunden wiſſen ja gar nicht, daß es ſo etwas 
überhaupt gibt oder denken wenigſtens nicht daran. 
Diejenigen Bankſcheckbücher, die gewöhnlich in Be⸗ 
nützung jind, enthalten den Verrechnungsvermerk 
alſo nicht, und das Publikum iſt von ſeiten der 
Banken auch gar nicht dazu erzogen, ſich dieſes 
Vermerks zu bedienen. 

Dieſes Verfahren der Banken verkeunt den 
eigentlichen Zweck des Scheckverkehrs. Denn dieſer 
Zweck beſteht in der Vermeidung der Barzahlung. 
Nur wenn ein Scheck durch Verrechnung beglichen 
wird, nicht aber wenn der Scheckinhaber ihn ſich 


bar ausbezahlen läßt, wird dieſer Zweck erfüllt. 
Durch die vorzugsweiſe Ausgabe von Scheckbüchern 
ohne Verrechnungsvermerk wird das Publikum 
lediglich verleitet, mit ſolchen Schecks auch Leute 
zu bezahlen, die ſelbſt kein Bankkonto beſitzen und 
bie alſo, wenn ſie den Scheck nicht zufällig gerade 
weiterbegeben können, durch die Annahme des 
Schecks gezwungen ſind, den ihnen geſchuldeten 
Betrag auf der Bankkaſſe abzuholen, während ſie 
ein Recht darauf hätten, daß er ihnen von ihrem 
Schuldner gebracht würde. Anſtatt den Scheck— 
verkehr zu fördern, dient dieſes Verfahren eher baz 
zu, ihn in weiten Kreiſen kleiner Geſchäftsleute 
unbeliebt zu machen. Dem Publikum Scheckbücher 
ohne den vorgedruckten Verrechnungsvermerk aus⸗ 
zuhändigen, iſt höchſt zweckwidrig, wenn es ſich 
darum handeln ſoll, den bargeldloſen Zahlungs- 
verkehr zu fördern. 

Die Gefahr, die es mit ſich bringt, einen Bunk⸗ 
ſcheck der gewöhnlichen Art, alſo ohne Verrech— 
nungsvermerk, zu benützen, ift dadurch noch ver⸗ 
mehrt, daß diefe üblichen Bankſchecks auf den In- 
haber lauten und überdies noch die ausdrückliche 
Ankündigung zu tragen pflegen, daß die Inhaber⸗ 
klauſel nicht geſtrichen werden darf, widrigenfalls 
die Einlöſung des Schecks abgelehnt werde. Die 
Inhaberklauſel iſt aber gerade deshalb und nur 
deshalb nötig, weil die Verrechnungsklauſel fehlt. 
Wenn das Geld auf den Scheck nicht auf dem Weg 
der Verrechnung eingezogen wird, ſondern an der 
Kaſſe bar erhoben werden ſoll, wäre es freilich 
eine praftiih ganz unmögliche Zumutung an die 
Vanken, wenn ſie ſtets prüfen und dafür einſtehen 
müßten, daß es der rechtmäßige Beſitzer des Schecks 
iſt, dem ſie die Summe ausbezahlen. Wenn ein 
Scheck dagegen den Verrechnungsvermerk trägt, ſo 
iſt die Inhaberklauſel als Schutz für die Bank ohne 
weiteres entbehrlich. Denn bei Verrechnung iſt ja 
der bezogenen Bank die Gegenpartei bekannt, die 
ihr den Scheck präſentiert. Die Inhaberklauſel ift 
ſomit nur die Folge jener bedauerlichen Gepflogen⸗ 
heit der Banken, ihren Scheckverkehr auf Bar⸗ 
zahlung einzuſtellen, anſtatt ganz grundſätzlich in 
erſter Linie auf Verrechnung. Wit Redt tragen 
denn auch die vorgedruckten Verrechnungsſchecks, 
die von den Banken auf beſonderen Wunſch aus⸗ 
gefolgt werden, insbeſondere die feit einigen Jahren 
vielfach eingeführten Poſtkartenſchecks, nicht die In⸗ 
haberklauſel, ſondern die dieſem Sachverhalt weit 
angemeſſenere Order klauſel. Eine weitere For- 
derung, die an das Formular des Privatſchecks 
zu ſtellen iſt, iſt ſomit die grundſätzliche Vermeidung 
der Inhaberklauſel. 

Fällt die Inhaberklauſel, ſo werden weiterhin 
diejenigen Sicherungen überflüſſig, die auf ſolche 
Gefahren zugeſchnitten ſind, die wiederum nur die 
Folge gerade dieſer Klauſel ſind. Ueber⸗ 
flüſſig wird daher die Zahlenreihe, die in ſenk⸗ 
rechter Anordnung auf der rechten Seite des Schecks 
angebracht zu werden pflegt und die den Zweck hat, 
durch Ausſtreichen oder Abſchneiden derjenigen 


Zahlen, die den Scheckbetrag überſteigen, eine Ber⸗ 
fälſchung dieſes Betrages in eine höhere Ziffer un⸗ 
möglich zu machen. Beim Inhaberſcheck ein febr 
zweckmäßiges Verfahren, iſt es beim Orderſcheck mit 
Verrechnungsklauſel ohne erſichtliche Bedeutung; 
tatſächlich pflegt denn auch auf den vorgedruckten 
Verrechnungsſchecks (Poſtkartenſchecks) der Banken 
jene Zahlenreihe zu fehlen. Auf ihre Verwendung 
beim Privatſcheck kann aber nicht nur, fondern 
ſollte allgemein verzichtet werden. Denn bei 
einem Scheck, der nicht am Schreibtiſch, ſondern 
beim Einkauf in Ladengeſchäften, auf der Reife 
uſw. verwendet werden foll, tft ſchon das Durch⸗ 
ſtreichen mit Tinte — mit Bleiſtift würde es ſeinen 
Zweck verfehlen —, vollends aber das Abſchneiden 
oder Abreißen etwas recht Unbequemes. Neben⸗ 
bei wird durch das Wegfallen der Zahlenreihe 
etwas am Format geſpart. 


Die Inhaberklauſel macht des ferneren eine 
beſondere fortlaufende Kontrolle der ausge⸗ 
gebenen Scheckbücher notwendig, derart, daß jedes 
Scheckbuch und in ihm jedes Scheckblatt feine 
Nummer hat, an der die Bank beim Vorzeigen 
ſofort zu erkennen vermag, wem es gehört: Ein 
immerhin wertvolles Mittel, um wenigſtens auf 
die gröbſten Betrugsverſuche aufmerkſam zu were 
den. Gegen geriſſene Betrüger gewährt dieſe Kon⸗ 
trolle erfahrungsgemäß allerdings keinen unbes 
dingten Schutz; aber nur um die allergeriſſenſten 
kann es ſich handeln, wenn mit einem Verrechnungs⸗ 
ſcheck Mißbrauch getrieben wird. Es gehört zu 
dieſer Sicherung, daß die Banken die Gepflogen⸗ 
heit haben, ſich von dem Kunden eine Beſcheinigung 
über den Empfang eines Scheckbuchs geben zu laſſen 
und ihn überdies durch eine auf dem Umſchlag 
des Scheckbuchs vorgedruckte Warnung beſonders 
auf die Gefahren hinzuweiſen, die aus dem Miha 
brauch eines Schecks durch unredliche Dritte ent⸗ 
ſtehen köunen; in jener Beſcheinigung hat der 
Kunde regelmäßig eine Erklärung zu unterfertigen, 
durch die er ausdrücklich anerkennt, daß ihm die 
im Scheckbuch enthaltenen Beſtimmungen, alſo ins⸗ 
beſondere jene Warnung und die Folgen einer 
etwaigen Verfehlung gegen ſie bekannt ſind. Dieſes 
Verfahren iſt von dem Standpunkt der Bank aus, 
die ſich in jeder Weiſe ſichern will, verſtändlich. 
Auf denjenigen Kunden, der kein gewandter Ge- 
ſchäftsmann iſt, kann es aber ſchwerlich als eine 
Ermunterung zur Benützung von Scheckbüchern 
wirken, ſondern muß ihn eher mißtrauiſch machen, 
wenn ihm beim Empfang des Scheckbuchs, deſſen 
Gebrauch ihm ſonſt als Gipfel der Bequemlichkeit 
und Gefahrloſigkeit geprieſen wurde, eine ſo ängſt⸗ 
lich anmutende Verwarnung zuteil wird und er 
feine eventuelle Haftpflicht eigens anerkennen muß. 
Auch von dieſer Vorſichtsmaßregel kann die Bank 
aber abſehen, wenn ſie durch den vorgedruckten 
Verrechnungsvermerk davor bewahrt iſt, den Scheck 
auch jemand anderem auszahlen zu müffen als nur 
einer Perſon, mit der ſie ohnehin in Verkehr ſteht. 


Eine wirkſame Begrenzung ihrer Gefahr vermag 
die Bank hingegen in ſehr einfacher Weiſe dadurch 
zu erreichen, daß ſie den Formularen von vorn⸗ 
herein einen mäßigen Höchſtbetrag aufdrudt, über 
den hinaus ſie den Scheck nicht einlöſt, z. B. „nicht 
über % 1000.—!“, wie dies ſchon jetzt bei den 
Poſtkartenſchecks üblich iſt. Für den Kunden be⸗ 
deutet dieſe Beſchränkung gerade beim Privatſcheck 
keine ſonderliche Unbequemlichkeit, weil dieſer doch 
nur ſehr ausnahmsweiſe zu größeren Zahlungen 
dienen wird — ſo ſelten überhaupt Privatausgaben 
von über 1000 % auf einmal gemacht werden 
müſſen. Für größere Zahlungen möge der Kunde 
eben mehrere Scheckblätter ausſchreiben, wenn er 
nicht vorzieht, ſich ſolchenfalls der Ueberweiſung 
zu bedienen. 


Für den Privatſcheck würde ſich nach alledem 
ein Formular empfehlen, das neben dem einfachen 
Tert eines Verrechnungsſchecks mit Orderklauſel 
lediglich den Vermerk „nicht über / 1000.--!* trägt. 
Solche kleine Blätter, nicht größer als ge⸗ 
rade nötig, und zu einem dünnen Heftchen ver- 
einigt, ließen fidh bequem in der Taſche tragen, 
in die Brieftaſche oder in die jetzt gebräuchliche 
Vanknotentaſche ſtecken oder in ein Notizbuch ein⸗ 
heften. Dann, aber auch erſt dann wäre man 
imſtande, ſich des Schecks zu bedienen, um vor 


allem diejenigen Privatausgaben zu erledigen, für 
die Bar zahlung üblich iſt: Ausgaben in Gaſt⸗ 
häuſern, „Neſtaurants“, Klubs, Reiſebureaus und 
dergleichen vorausgeſetzt natürlich, daß dieſe 
Zahlungsweiſe auch demjenigen recht iſt, der die 
Zahlung entgegenzunehmen hat; alſo daß dieſer den 
Zahlenden kennt oder ſonſtwie Grund hat, ihm zu 
trauen, und daß ihn die Rückſicht auf feinen eigenen 
Bedarf an barem Gelde bzw. Geldſcheinen nicht 
nötigt, ſich auch bares Geld ſtatt nur Schecks geben 
zu laſſen. Auch beim Einkauf in Läden wäre es 
denkbar, daß der Gebrauch des Schecks ſich noch 
beträchtlich ausbreiten könnte. Denn die unmittel⸗ 
bare Hingabe eines Schecks hat vor der Banküber⸗ 
weiſung den Vorzug, daß Schreibereien und Porti 
im Verkehr mit der Bank wegfallen; der Vorzug 
vor der Poſtüberweiſung aber beſteht darin, daß, 
das zugrunde liegende Guthaben bis zur Verfügung 
verzinslich bei der Bank ſtatt auf dem unverzins⸗ 
lichen Poſtſcheckkonto ſteht. Soweit freilich die 
Ueberweiſung bereits Eingang gefunden hat, ent⸗ 
behrt die Frage der Erleichterung des Scheckverkehrs 
eines erheblichen volkswirtſchaftlichen Intereſſes; 
denn es kommt in erſter Linie darauf an, die 
bargeldloſe Zahlweiſe an und für ſich zu för- 
dern; die Frage, welches Mittel der bargeldloſen 
Zahlweiſe dabei verwendet wird, kommt volkswirt⸗ 
ſchaftlich erſt in zweiter Linie. 


Revue der Preſſe. 


Ueber die 
englifche Kriegsbeſteuerung 
berichtet die „Frankfurter Zeitung“ (22. De⸗ 
zember), daß man in England ſchon ſehr früh dazu 
übergegangen ſei, einen möglichſt großen Teil der 
Kriegslaſten durch Erſchließung neuer Steuerquellen 
zu decken. Die „Times“ haben über die vier 
letzten Finanzjahre eine Schätzung erwogen und da⸗ 
bei feſtgeſtellt, daß die nach 1914/15 liegenden vier 
Jahre an gezahlten bzw. auferlegten Steuern ge⸗ 
genüber den Einnahmequellen von 1914/15 ein Plus 
von ca. 1790 Mill. £ ergeben. Dabei fei beſonders 
intereſſant, daß nicht weniger als 1600 Mill., alſo 
89%, auf direkte und nur 190 Mill. auf indirekte 
Steuern entfallen. Die „Times“ ſchließen daraus, 
daß ſomit die „beſitzenden“ Klaſſen eine bedeutende 
ſteuerliche Belaſtung übernommen hätten; es ſei 
daher unrichtig, nach dem Vorgehen des Arbeiter- 
führers Clynes, den Beſitzenden Vorwürfe zu machen. 
— Nach amerikaniſchem Vorbilde ſcheint man, Ð em = 
ſelben Blatte (23. Dezember) zufolge, auch an 
eine 
Eiſenbahnverſtaatlichung in England 

zu denken. Wenigſtens hat eine Bemerkung des 
Winiſters Winſton Churchill, daß die engliſche Re- 
gierung auch die Verſtaatlichung der Bahnen in ihr 
Programm aufnehme, am Londoner Markte gewal⸗ 
tiges Aufſehen erregt. Die Bedeutung dieſes Mark⸗ 
tes könne man daraus erſehen, daß die 18 größten 


Eiſenbahngeſellſchaften allein rund 1 Milliarde & 
an Kapital enthalten, wovon die Hälfte etwa auf 
die Great Weſtern, die London and North Weſtern, 
die Midland und die North Eaſtern entfällt. Die 
enorme Summe iſt faſt vollſtändig im Inland auf⸗ 
gebracht worden, weshalb die Nationaliſierung aus⸗ 
ländiſche Kapitalintereſſen nur wenig berühren 
würde. Für Großbritannien ſelbſt würde in dieſer 
Angelegenheit ein Geſchäft von gewaltigen Dimen: 
ſionen herausſchauen. — Wit berechtigter Beſorg— 
nis macht in einem Leitartikel „Der Welthan⸗ 
del“ (20. Dezember) auf das drohende 
Geſpenſt der Anterproduktion 

aufmerkſam. Konnte man vorher von der ſchweren 
Krankheit einer Ueberproduktion reden, fo drohe 
jetzt eine noch ſchwerere Krankheit: Die Unterpro- 
duktion. Sie bedeuten Schwinden des Volksvermö⸗ 
gens und letzten Endes Schuldſklaverei für das 
Ausland. Die Gründe für dieſes kommende Elend 
liegen nicht nur in der Knappheit an Kohle und 
anderen Nohſtoffen, an Transportmitteln, ſondern 
vor allem in der nicht richtigen oder nicht möglichen 
Verteilung der Arbeitsloſen dorthin, wo Arbeiter⸗ 
mangel herrſche, und in den überſpannten Lohn⸗ 
forderungen der Arbeiter, die zu einem Raubbau 
führen, der ſich ſpäter ſelber an den Arbeitern 
rächen muß, da ſie bei der ſtetig zunehmenden 
Teuerung alles ſelber teuer bezahlen müſſen. Schließ⸗ 
lich fei das eine Schraube ohne Ende. Das ge- 


fährliche aber jei dabei der Umſtand, daß, wäh- 
rend bei uns alle Produkte immer höher im Preiſe 
ſteigen, deren Abſatz im Auslande immer geringer 
werden müſſe, zumal die amerikaniſche und eng⸗ 
liſche Induſtrie bereits mit einem Abbau der Preiſe 
vorgeht. So ſchalten wir nacheinander unſeren Wett⸗ 
bewerb mit der ausländiſchen Induſtrie aus und 
untergraben die Grundlagen unſerer Induſtrie und 
die Zukunft unſerer Arbeiterklaſſe. Sollte eine Lohn⸗ 
ſklaverei für Rechnung des Auslandes das Gefolge 
dieſer Unterproduktion ſein, ſo hätten wir uns bei 
den Arbeitern wegen ihrer überſpannten Lohnfor⸗ 
derungen zu bedanken. — Intereſſante und ſozial 
wichtige Ergebniſſe aus der 


Neichswohnungszählung 


teilt Regierungsrat Dr. Fritz Rathenau in der 
„Deutſchen Allgemeinen Zeitung“ 
(25. Dezember) mit. Die auf Grund des Geſetzes 
vom 25. April 1918 veranſtaltete Neichswohnungs⸗ 
zählung ift jetzt u. a. im „Deutſchen Veichsanzeiger“ 
im einzelnen veröffentlicht worden. In Frage 
kamen bewohnte und leerſtehende Wohnungen in 
deutſchen Gemeinden mit 50000 und mehr Ein⸗ 
wohnern. Dabei ijt unter Vermeidung der frü⸗ 
heren Fehlerquellen ein umfaſſendes und zuver⸗ 
läſſiges Material gegeben worden. Es fällt auf, 
eine wie große Zahl von Wohnungen in einzelnen 
Gemeinden nur aus einer Küche beſteht, wobei für 
Berlin ein „erſchreckender“ Zuſtand feſtgeſtellt wird 
(bei einem Wohnungsbeſtande von 604 006 nicht 
weniger als 20 927 mit nur einer Küche); danach 
folgen Neukölln, Kölu, Charlottenburg, München 
u, a. Frühere Erhebungen haben angegeben, daß, 
mehr als zwei Drittel aller Stadtwohnungen fos 
genannte Kleinwohnungen find, (1—4 Wohn⸗ 
räume). Die neue Statiſtik übertrifft dieſe Feſt⸗ 
ſtellung, und beſonders ungünſtig ſteht wieder 
Berlin da (von 604006 Wohnungen — 531318: alſo 
88% Kleinwohnungen!); Neukölln hat ſogar deren 
9400! Günſtiger ſtehen dagegen da Hannover (45,7%), 
Darmſtadt (55,3% und Bonn (58,1% ). Die Zahl 
der leerſtehenden Wohnungen iſt natürlich jetzt von 
ganz beſonderem Intereſſe, und da ſtellt ſich leider 
heraus, daß die ſchlimmſten Befürchtungen beinahe 
übertroffen werden; denn der bisher angenommene 
Normalſatz von 30% gilt nur noch bei 65 von 89 
Städten (auch für Berlin noch), während verſchiedene 
andere Städte ſich dem Nullpunkte nähern, u. a. 
ſtehen 3. B. in Neukölln von 75184 nur 500, d. h. 
0,75% Wohnungen leer, Wie man, ſo meint Doktor 
Rathenau, angeſichts dieſer Ergebniſſe das Bor- 
handenſein eines Wohnungsmangels beſtreiten 
könne, während tatſächlich bereits kataſtrophale Ver⸗ 
hältniſſe vorliegen, ſei unerfindlich, und es müßte 
alles getan werden, um dem „Schrecken nach dem 
Kriege“ mit Entſchloſſenheit zu begegnen. — Es 
mehren ſich, wie die Frankfurter Zeitung“ 
(25. Dezember) ſchreibt, die Anzeichen, daß nament⸗ 
lich auf dem Lande gewiſſenloſe Schwindler ihr 
Weſen treiben, um etne 
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Aebervorteilung bei Kriegsanleihe⸗Verkäufen 
zu erzielen, wobei die Revolution als willkomme⸗ 
ner Vorwand benutzt wird. Trotz aller amtlichen 
Erklärungen wird den unerfahrenen Leuten immer 
wieder vorgeſchwatzt, Daß mit einer ſtarken Ent⸗ 
wertung, ja Wertloſigkeit der Kriegsanleihen zu 
rechnen ſei und daß daher ein ſchneller Verkauf 
ſich empfehle, ſelbſtverſtändlich zu einem Preiſe, der 
einem Abſchwindeln gleichkommt und die Beſitzer arg 
ſchädigt, und zwar um 20 und noch mehr Prozent 
unter dem Kurſe von 950% Gegen dieje Schwind⸗ 
ler, die natürlich die Kriegsanleihe und die amt⸗ 
lichen Stellen in egoiſtiſchem Intereſſe diskreditieren; 
ſollten die Behörden, namentlich auf dem Lande, 
energiſch vorgehen und vor allem öffentlich die 
Bevölkerung entſprechend warnen und aufklären. — 
Ein intereſſantes Problem: | i 
Der Preis nach dem Kriege 

hat in ausführlicher Begründung Profeſſor Dr. 
Julius Hirſch (Köln) in der „Deutſchen Wil- 
gemeinen Zeitung“ (zuletzt 23. Dezember) be⸗ 
handelt. Nach den preisſteigernden ſtellt er die 
preisſenkenden Momente zur Unterjuchung, 
die natürlich für unſer Volk von ganz beſonderer 
Bedeutung ſein müſſen. Zunächſt falle ein wichtiges 
Moment fort: Die Hoffnung auf künftige noch größere 
Knappheit. Ungefähr 35—40 Millionen Männer wer⸗ 
den vom Heeresdienſt wieder frei, ein größerer Trans⸗ 
portraun wird mit der Zeit zur Verfügung ſtehen, 
dazu kommen die freiwerdenden rieſigen Herden von 
Zugtieren und die wieder aufkommenden Futtermen⸗ 
gen. Die vorübergehend ſteigenden Arbeitslöhne wer⸗ 
den und müſſen (N) wieder eine Senkung erfahren. 
Ein einziger unſicherer Kantoniſt ſei die Menge 
der Zahlungsmittel und ihre Loslöſung von pro⸗ 
duktiven Gegenwerten. Trotz aller günſtigen Mo⸗ 
mente kommt jedoch Prof. Hirſch zu dem Schluß⸗ 
ergebnis, daß bet der amtlichen Preisfeſtſetzung der 
nächſten Zeit Preisheraufſetzungen nur 
ſchwer zu vermeiden, Preisherabſetzun⸗ 
gen zunächſt kaum zu erwarten ſein 
werden. Wo aber im freien Warkte die Notmarkt⸗ 
lage des Krieges eine bedeutende Rolle geſpielt 
hat, da werde wohl eine ſtarke Preisminderung 
mit Sicherheit eintreten. Alle anderen Hoffnungen 
müſſe man auf den Abbau durch die Uebergangs⸗ 
wirtſchaft ſetzen. Wie man hieraus erſieht, iſt danach 
die gegenwärtige Lage der Verbraucher nicht all⸗ 
zu tröſtlich. R 


Umschan. 


Sicherung der Kriegssteuer. Be 


Nach der Verord- 
nung vom 15. November 1918 haben die Aktiengesell- 
schaften für die Kriegssteuerrücklage 80 v. H. des im 5. 
Kriegsgeschäftsjahre erzielten Mebrgewinnes einzustellen. 
Die Kriegssteuerrücklage für das Jahr 1917 betrug be- 
kanntlich 60% des Mehrgewinnes. Die Mehrforderung 
von 20% gegenüber dieser Rücklage erscheint auf den 
ersten Blick ncht besonders einschneidend, in Wirklich- 
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keit ist sie es aber. Man vergegenwärtige sich nur ein- 
mal, dass für 1917 der Staat 60% und die Aktionäre 
40% erhielten, während für 1918 der Staat 80% und die 
Aktionäre nur 20% des Mehrgewinnes erhalten. Das be- 
dentet, das im Jahre 1917 die Rücklage das 1½ fache desjeni- 
gen betrug, was die Aktionäre erhielten, während sie im Jahre 
1918 das 4 fache desjenigen beträgt, was die Aktionäre erhal- 
ten. — Ein Beispiel mag es veraugenscheinlichen. Nehmen 
wir an, eine Aktiengesellschaft habe in den Friedensjahren 
einen Durchschnittsgewinn von c# 200 000 erzielt. Sie habe 
im Jahre 1917 % 300000 zur Ausschüttung gebracht. 
Um diese e, 300000 zu vertellen, bedurfte sie eines 
Gewinnes von #2 450000. Rechnen wir von diesem Be- 
trag den Friedensgewinn von X 200000 ab, so bleibt 
ein steuerpflichliger Mehrgewinn von c# 250 000, auf den 
eine Rücklage von 60%, = , 150000 zu bilden war. 
Diese Rücklage vom Gewinn von c# 450.000 abgezogen, 
ergibt einen verteilbaren Reingewinn von 300000, 
Um nun für das Jahr 1918 den gleichen verteilbaren 
Reingewinn von „Æ 300000 zu erzielen, bedarf es aber 
eines Gewinnes von «fé 700 000. Nehmen wir hier das 
gleiche Exempel vor, nämlich ziehen wir den steuerfreien 
Friedensgewinn von % 200000 ab, so verbleibt ein 
steuerpilichtiger Gewinn von % 500000, auf den 80%, 
Stenerrücklage = c# 400000 zu bilden sind. Diese 
Steuerrlicklage, vom Gewinn von e% 700 000 abgezogen, 
ergibt e 300 000 wie vorberechnet. — Die 20°), mehr 
Steuern erfordern also einen Mehrbeirag von # 250 000, 
um den sich der Gewinn erhöhen muss. Dass eine solche 
Steuerbelastung für die Aktiengesellschaften sich ausser- 
ordentlich durch Sinken der Dividende fühlbar machen 
muss, ist selbstverständlich, 


Herr Bankier Albert 
Adler München 
schreibt mir: „In der letzten Nummer 51/52 des „Plutus“ 
lese ich eine Anregung des Herrn Koch-Remscheid zur 
Förderung der bargeldlosen Zahlungsweise. Dem Vor- 
schlag, das Bild des Ausstellers auf dem Scheck anzu- 
bringen, kann ich keineswegs zustimmen; denn abgesehen 
von den technischen Schwierigkeiten wäre dieser Ausweg 
der weileren Ausdehnung des Scheckverkehrs nur hinder- 
lich. Eine von mir vertretene Ansicht, wie der sogen. 
„garantierte Scheck“ im praktischen Verkehr sich leicht 
einbürgern lässt, habe ich schon am 4. Dezember a. c. in 
den Münchner Neuesten Nachrichten eingehend erörtert 
und lasse den Textentwurf folgen. Vielleicht äussern sich 
noch andere Fachleute hierüber. „Herr N. unterhält bei 
der x x Bank ein Scheckkonto. Wie bisher üblich, erhält 
er auch in Zukunft ein Scheckheft, durch dessen Formulare 
er in einzelnen Beträgen über sein Guthaben verfügen 
kann. Neu ist lediglich, dass die Scheckblätter am Kopf 
mit einem Aufdruck versehen sind (den sie auch noch 
auf der Rückseite durch Stempel u. dgl. tragen können): 
„Zulässiger Höchstbetrag dieses Schecks ist... A. Bis 
zur Höhe dieses Beirages wird der vorliegende Scheck 
von der x x Bank unbedingt bezahlt.“ Die Summe wird 
nach den Vereinbarungen eingesetzt, die von der Bank 
mit ihrem Kunden je nach dessen voraussichtlichen Be- 
dürfnissen und im Verhältnis zu seinem Guthaben von 
Fall zu Fall getroffen werden; die Schecks können also 
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Aufdrucke für 50 1, 100 , 200 M£ oder jede andere 
Summe bekommen. Z. B. bei einem Guthaben von 5000 #£: 
50 St. à 100 -Æ oder 20 St. à 50 , 20 St. à 100 sæ 
und 10 St. à 200 -Æ u. ähnl. Entstehen im Verlauf des 
Kontoverkebrs weitere Guthaben für den Kunden, so 
werden demselben auf weiteren Scheckformularen die ent- 
sprechenden Höchst-Verſligungssummen eingesetzt; das- 
selbe geschieht, wenn nach Ausschreibung aller abgestem- 
pelten Formulare durch den Kontoinhaber ein Restguthaben 
verbleibt. Ausgeschlossen wäre cs, durch einen solcherart 
garantierten Scheck ohne vorhandenes Guthaben zu ver- 
fügen. Es gäbe deshalb zu einem Misstrauen irgendwelcher 
Art einem solchen Scheck gegenüber keinen Grund, also 
auch keinen, die Hereinnahme als sofortigen Bargeldersatz 
zu verweigern. Diesen Scheck könnte aber auch stets 
ein jeder seiner Bankverbindung einreichen und die Qut- 
schrift könnte sofort erfolgen, das lästige, unangenehme 
„E. v.“ (Eingang vorbehalten) fiele fort. Auch die „korre- 
spondierenden* Firmen, die als Zablstellen auf den Schecks 
angegeben sind, wären in der Lage, den Scheck sofort 
bei Vorzeigen zu honorieren, ohne dass erst, wie bisher 
üblich und nötig, festgestellt werden müsste, ob er „in 
Ordnung geht“; denn das ist beim begrenzten Scheck 
unzweifelhaft und ohne weiteres der Fall. Zins- und 
Zeitverluste, unnötige Schreibereien würden dadurch von 
selbst wegfallen, und eine schnellere, glattere Abwicklung 
der Geschäfte wäre die selbstverständliche und allgemeine 
Folge. Aber der neue gangbarere Scheck würde nicht 
nur den Inhabern von Scheckkonten eine in jeder Be- 
ziehung angenehmere Art der Verfügung tiber ibre Gut- 
haben ermöglichen, er könnte sogar, in Höhe der Scheck- 
grenze, d. i. eines runden Betrages, ausgeschrieben — 
wobei Unterschiede heraus- oder zubezahlt würden — 
häufig als Zahlungsmittel dienen, das längere Zeit im 
Umlauf bleiben kann. Einen besonderen Vorteil ver- 
spreche ich mir hiervon für den Geld- und Geschäftsver- 
kehr auf dem flachen Lande und an kleineren Plätzen.“ 


Herr CarlRedt- 
mann schreibt 
mir: Das fabel- 
hafte Wachsen unserer Grossbetriebe macht manchem 
Inhaber eines mittleren oder kleinen Geschäfts unange- 
nehme Konkurrenz. Tausendarmig greifen diese Riesen- 
betriebe nach neuen Kunden und Erwerbsquellen. Teil- 
weise verdauken sie ihre Fortschritte der Ausgabe grosser 
Summen für Reklame und teilweise — ja ich möchte 
sagen, fast in noch erhöhtem Masse — der Ausnutzung 
der neuzeitlichen Errungenschaften der Innenorganisation, 
Ist es da nicht erstaunlich, dass man unter den kleineren 
Geschäftsleuten noch so viele Anhänger veralteter Prin- 
zipien findet? Hält man diesen Leuten dann vor, dass 
es fast Wahnsinn sei, dem Strome der Zeit nicht zu 
folgen, so bekommt man eine Reihe von Entschuldigungen 
zu hören, etwa wie folgt: „Zu Aenderungen gehört viel 
Geld und das habe ich nicht“, „Solche modernen Ver- 
besserungen eignen sich nur für ganz grosse Betriebe“ 
usw. Es soll an dieser Stelle in gedrängtem Raume die 
Unhaltbarkeit solcher Entschuldigungen dargestellt werden. 
Zur Durchführung irgendwelcher geschäftlichen Ver- 
besserungen gehört in erster Linie Arbeit und erst in 
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zweiter Geld. Es gibt Hunderte von nützlichen Ver- 
besserungen, die sich lediglich durch Arbeitsleistung er- 
ringen lassen. Selbst eine der wichtigsten Beschaffungen, 
die innig mit dem Wesen der ganzen Innenorganisation 
zusammenhängt, das Kartensystem, dessen Grundidee in- 
zwischen hundertfache Anwendung gefunden bat, ist auch 
für den geringsten Geldbeutel erreichbar. Oft genügen 
ein paar Pappkästen und wenige tausend Karten, und der 
Rest ist Arbeit, Studieren usw. Ja, werden da wiederum 
einige einwenden, das muss aber doch erst verstanden 
sein, und so gross ist doch mein Geschäft nicht, dass ich 
mir extra Leute dazu anstelle. Auch das ist nicht stich- 
haltig. Die Zeit, die nämlich durch solche Kartensysteme 
erspart wird, ersetzt den Angestellten so viel Zeit, dass 
sie die Neuarbeit nebenher bequem erledigen können, 
Nur muss die Arbeit richtig gemacht werden und dazu 
heisst's „studieren“, Wir kommen hier zum ersten Prinzip 
der Büroorganisation, welches heisst: „Orientieren Sie 
sich.“ An der Hand guter Fachblätter kann sich heute 
fast jeder Geschäftsmann die zur Verbesserung seines 
Geschäfts nötigen Anregungen ganz allmählig und fast 
kostenlos sammeln. Solche Zeitschriften engagieren tüch- 
lige Fachleute, die in schlichter Sprache und deutlich 
alles zur Erlernung einer guten Handhabung des Innen- 
betriebes niederschreiben. Man mache sich aus den 
Artikeln Auszüge, die für das betreffende Geschäft in 
Frage kommen, und notiere alles auf losen Karten, die 
man innerhalb eines Kastens alphabetisch oder je nach 
Bedarf anders geordnet aufstellt. Die gesammelten An- 
regungen können der verschiedensten Art sein; man wird 
solche finden, die sich für die grössten und andere, die 
sich wieder für die kleinsten Geschäſtsleute eignen, selbst 
solche, die überhaupt keine Buchführung haben. Ein 
Beispiel aus der Praxis wird den Lesern illustrieren, wie 
das möglich ist. — Ein Händler, der tiber die Möglich- 
keiten der Büroorganisation wenig informiert war, der 
auch in seinem Geschäfte keine Bücher führte und sein 
Geld nicht in einer Kasse, sondern vielmehr in seiner 
Tasche behielt, sagte mir eines Tages, dass es doch recht 
schlecht mit der Büroorganisation bestellt sei, weil man 
ibm nicht sagen könne, wie er Buch führe, ohne Bücher 
zu halten. Da er nun aus derselben Tasche, in welche 
alle Einnahmen wanderten, alle Ausgaben bestritt, konnte 
er noch nicht einmal allabendlich feststellen, ob seine Kasse 
stimme. Ich erbot micb, dem Manne zu helfen und gab 
ihm sogar eine Art doppelte Buchführungsidee, obne dass 
er dabei Bücher oder Zettel zu halten oder auch nur zu 
schreiben nötig gehabt hätte! Die Idee war einfach wie 
das Ei des Kolumbus. In die linke Tasche tut der Mann 
seither alles Geld, das er einnimmt und in die rechte 
jeden Morgen eine bestimmte Summe, 2. B. 100 Mk., aus 
welcher rechten Tasche die Auszahlungen gemacht werden 
So kann der Mann ohne die geringste Schreiberei täglich 
und zu jeder Stunde Kasse machen. Was sich hier im 
kleinen abspielt, gestaltet sich im grösseren oft noch 
viel vorteilhafter. Hunderte guter Ideen erhält der Leser 
durch Studium der Büroorganisationsbranche; es wird ihm 
ein leichtes sein, erhebliche Ersparnisse in den Unkosten 
seines Betriebes zu machen; er wird seinen Umsatz 
steigern und alles das nur durch die Lektüre der modernen 
Fachzeitschrift. Haben die vorangegangenen Erläuterungen 


schon bewiesen, dass die Ausnutzung moderner Büroein- 
richtungen richt immer mit Geldausgaben verbunden sein 
muss, und ferner, dass bei diesen Methoden nicht nur 
grosse Geschäfte in Frage kommen, so wird das nun 
folgende Beispiel auch illustrieren, warum man siek 
durch Anwendung veralteler Prinzipien seiner Konkurrenz 
gegenüber benachteiligt. Der altmodische Kaufmann, der 
seine Briefe noch in feste Bücher kopiert, muss zur Auf- 
findung alter Korrespondenz in mehreren Büchern 
Dutzende von Briefen suchen, die, über eine grosse 
Spanne Zeit verstreut und zwischen vielen Briefen ganz 
anderer Kunden stehend, nur nach beträchtlichem Zeit- 
aufwande zu finden sind. Inzwischen hat der moderne 
Geschäftsmann mit einem Griffe die ganze Korrespondenz 
in der Hand und dazu auch die Kalkulationspapiere, und 
kann dem Anfragenden schon nach einigen Minuten feste 
Offerten machen und, wie das so oft der Fall ist, wegen 
der Eile des Geschäfts die Order bekommen. Nur die 
allermpdernste Organisation ermöglicht es uns, dass jeder 
Angestellte alles das Material sozusagen gerade vor der 
Nase hat, was er in seinem Posten gebraucht, Es werden 
dadurch unnütze Fragen, Herumlaufen im Laden, Be- 
lästigung der Mitarbeiter, Zeit, Geld und Verdruss erspart. — 
Was ist nun der Kernpunkt dieses ersten Prinzips der 
modernen Innenbüroorganisation? Sie bestcht nicht darin, 
dass sich der Geschäftsinhaber die eine oder die andere 
Verbesserung oder Erleichterung im Betriebe anschafft, 
weil er oftgerade das Falsche wählen kann, sondern darin, 
dass man sich an der Hand tüchtiger Fachblätter erst 
informiert, und dann unterscheidet, was enibehrlich und 
was nicht entbehrlich ist. Nahe verwandt mit diesem 
ersten Prinzip steht das zweite: Information über alle 
in Frage kommenden Bezugsquellen. Schon mancher hat 
die Aufnotierung guter Bezugsquellen verabsäumt und sich 
gesagt, dass der Inserent weiter inseriert und auch später 
noch leicht zu finden sein wird. Letzterer aber hört mit 
einem Male zu inserieren auf und die Quelle versiegt; sie 
war aber für den Betreffenden vielleicht gerade das, was 
er benötigte. Man gehe also den Inseraten nach und 
forsche aus, ob sie das Richtige für uns enthalten. Es 
ist verkehrt, eine Bezugsquelle aus dem Register zu 
streichen, weil dieselbe das eine oder das andere Mal 
versagt hat. Wie oft geht nicht ein Geschäft voran und 
liefert im Laufe der Zeit bessere Ware und zp billigeren 
Preisen!? Man kann es beobachten, dass sich einige 
Firmen förmlich sträuben, an eine Adresse zu schreiben, 
bei der sie das erstemal nicht gleich das Richtige ge- 
funden haben, Ich kenne Fälle, wo sich Geschäftsleute 
aus solchen falschen Prinzipien Tausende von Mark guten 
Verdienstes haben entgehen lassen. Nichts als falscher 
Stolz hat die Betreffenden abgehalten, neue Versuche zu 
macken. Das dritte und für kleinere Geschäfte besonders 
wichtige Prinzip liegt in der Beobachtung dessen, was 
die Konkurrenz macht. Die in guten Zeitschriften hinter- 
einander vorkommenden Berichte, was andere erstklassigen 
Firmen tun und treiben, sollten für kleinere Geschäfte ein 
immerwährender Sporn zu erhöhtem Schaffen, zu wichtigen 
Verbesserungen aller Art sein. Durch fleissiges Lesen 
sowohl der Artikel wie sämtlicher Annoncen wird 
jeder Leser hunderfach den Wert seines Abonnements: 
herausbekommen. Ich rekapituliere die drei Prinzipien 
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1. Man orientiere sich über alle den inneren Betrieb an- 
gehenden Erfindungen. 2. Man studiere die Bezugs- 
quellen und bleibe mit ihnen in Fühlung. 3. Man be- 
achte, was die anderen und grösseren Firmen und unsere 
Konkurrenz tut. Alle anderen Prinzipien, und es gibt 
deren noch viele, sind sozusagen nur noch die Vasallen 
der obigen drei. Nicht, dass diese wenigen wichtig 
wären — aber sie folgen naturgemäss — und jene sollten 
stets vorausgehen. 


Die Gründung eine 
neuartigen Bankgesell- 
schaft ist von den Berliner Grossbanken grundsätzlich 
beschlossen worden. Das Anfang Oktober 1918 be 
Beginn der politischen Krise gebildete Konsortium der 
Grossbanken und Bankhäuser zur Stützung des Aktien- 
marktes durch Interventionskäufe soll, unter Ueberführung 
der bisher angesammelten Bestände, in eine Aktien- 
gesellschaft umgewandelt werden. Die neue Bank der 
Banken soll ein Aktienkapital von 24 Millionen o% er- 
Balten, von dem aber nur 6 Millionen #2 zunächst ein- 
gezahlt werden sollen. Die Bank wird also den grössten 
Teil des Gegenwertes der von den Konsorten einge- 
brachten Bestände schuldig bleiben. Für die Schaffung 
dieser neuen Grundlage der Interventionstätigkeit dürften 
bei den Banken eine ganze Reibe von Gründen gesprochen 
haben. Die aussen- und innerpolitische Entwicklung hat 
es mit sich gebracht, dass die Stützungskäufe einen viel 
grösseren Umfang angenommen haben, als bei der Schaffung 
des Konsortiums vorauszusehen war. Die Aktion wird 
auch heute noch nicht als beendigt angesehen, und an 
eine Abwicklung dieses Konsortialgeschäftes in der sonst 
üblichen Frist ist kaum zu denken. Deshalb stellte sich 
das Bedürfnis nach einheitlicher Geschäftsführung heraus, 
insbesondere auch um sich schneller den Marktverhältnissen 
anpassen zu können, als es ein zwölfgliedriges Konsortium 
gewöhnlich vermag. Neben diesem organisatorischen 
Bedürfnis dürften auch gewisse Bilanzierungswänsche den 
Plan der Beständebank zum mindesten gefördert haben: 
das Anschwellen des Effektenkontos in der Bilanz wird 
gehemmt; für die Verrechnung der Verluste an diesen 
Konsortialeffekten wird grössere Bewegungsfreiheit ge- 
schaffen. So erscheint das Projekt vom privatwirtschaft- 
ichen Gesichtspunkt der Banken aus zunächst recht 


fa. Die Beständebank. 


vorteilhaft. Eine andere Frage ist es aber, ob die neue 
Trustbank volkswirtschaftlich mit Genugtuung zu begrüssen 
ist, oder ob sie nicht unter grösseren Gesichtspunkten 
volkswirtschaftliche Gefahren in sich birgt, die letzten 
Endes auch den Banken zum Schaden gereichen können. Man 
hat gesagt, durch die Gründung der Beständebank werde die 
Börse von der Furcht befreit, dass die bei Interventionen 
aufgekauften Effektenmengen bald wieder auf den Markt 
drücken werden, und es bestünde die Aussicht, dass in 
kritischen Augenblicken wieder eine schnell entschluss- 
fähige Interventionsstelle den Aktienmarkt stützen würde. 
Diese Betrachtung geht davon aus, dass es volkswirtschaft- 
lich und privatwirtschaftlich nützlich sei, den Sturz der 
Aktienkurse durch die Errichtung künstlicher Wälle zu 
hemmen. Ist diese Voraussetzung richtig? Wenn die 
Kurse früher durch politische Beunruhigung, durch Nerven - 
krisen der Börsianer und des Publikums starken Erschütte- 


rungen ausgesetzt waren, von denen sich unter Umständen 


bald herausstellen konnte, dass sie der inneren Berechti- 
gung entbehrten, so war zur Vermeidung starker Ver- 
mögensverschiebungen und Erschütterungen dasEinspringen 
eines Interventionskonsortiums sicherlich nützlich. Auch 
im Oktober konnte man — wir führten damals noch 
Krieg — es für sehr angebracht halten, einen völligen 
Zusammenbruch der Kurse zu hemmen, Heute liegen 
aber die Dinge doch anders. Wir wissen heute, was wir 
damals erst ahnten. Wir wissen, dass der Krieg verloren 
ist und dass die wirtschaftlichen Folgen für uns bedrückend 
sein werden. Wir wissen, dass die Revolution mit ihrer 
schlimmen Ausartung in eine unvernünftige Lohnbewegung 
die Grundlagen unserer Industrie bedroht. Wir wissen, 
dass, selbst wenn es uns gelingt, aus den Augenblicks- 
Wirren herauszukommen, die Zeiten des ungehemmten 
privaten Verdienens der Industrie nicht wiederkommen 
werden. Ist es angesichts dieser Erkenntnis unserer Armut 
wirklich noch von Nutzen, eine Fassade relativ hoher 
Kurse erhalten zu wollen? Jedes künstliche Sich-reich- 
Rechnen ist ein kurzfristiges Vergnügen. Wenn auch 
manche Existenz gefährdet wird durch die weitere 
Senkung des Kursniveaus, so ist es doch besser, schwache 
Elemente aus der Reihe der wirtschaftlich Selbständigen 
auszuscheiden, als ein Kreditgebäude auf der Grundlage 
des Selbstbetruges aufrechtzuerhalten. Ausserdem bedeutet 
jedes künstliche Sich-reich-Rechnen für den einzelnen auch 
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eine steuerliche Gefahr. Im Hinblick auf die Kriegs- 
gewinnsteuer und die Vermögensabgabe werden Kurse, 
die den inneren Wert der Gegenwart nicht klar wider- 
spiegeln, zu einer Gefahr für alle Eigentümer von Wert- 
papieren, Das gilt übrigens nicht nur für Aktienkurse, 
sondern auch für Rentenkurse. Nicht nur die Tätigkeit 
des Interventionskonsortiums am Aktienmarkt ist deshalb 
nicht unbedenklich, sondern auch alle Massnahmen, die 
die freie Kursbildung für Renten, einschliesslich der 
Kriegsanleihen, hemmen, scheinen jetzt nicht mehr zeit- 
gemäss. Mit Recht ist bereits die Forderung erhoben 
worden, auch für Renten die Kurse wieder zu veröffent- 
lichen und selbst ein Sinken des Kriegsanleihekurses, für 
den durch die steuerliche Bevorzugung immer eine starke 
Stütze bestehen bleibt, nicht zu scheuen. Ehrlichkeit 
gegen uns selbst, unverschleiertes Erkennen unserer Not- 
lage ist die notwendige Voraussetzung für den Neubau 
der deutschen Wirtschaft. Im Fieber der Kriegsgewinne 
sind alle zur Zügelung mahnenden Stimmen von weiten 
Kapitalisten- und Börsenkreisen überhört worden. Es 
wäre töricht, den gleichen Kreisen jetzt durchaus über 
ihre Aschermittwochsstimmung durch eine künstliche 
Kursfassade hinweghelfen zu wollen. Gerade die unver- 
schleierte Einsicht der Armut kann neue wirtschaftliche 
Energien erwecken, kann neuen wirtschaftspolitischen Er- 
fordernissen das nötige Verständnis verschaffen. Diese 
Erwägungen führen dazu, der neuen Beständebank nicht 
einfach zuzujubeln. Wenn sie ihre Aufgabe nur darin 
erblickte, möglichst günstig und allmählich das Inter- 
ventionsengagement der Banken abzubauen, wäre nichts 
gegen sie einzuwenden. Dafür bedürfie es aber kaum 
der immerhin kostspieligen Gründung eines selbständigen 
Institutes. Das Stützen der Kurse aber zu einer 
dauernden Funktion zu entwickeln, wäre weder volks- 
wirtschaftlich nützlich, noch könnte es den beteiligten 
Banken auf die Dauer zum Vorteil gereichen. Die falsche 
Stützung kann sowohl durch neue Interventionskäufe ge- 
schehen, als auch durch zu weitgehende Festlegung ge- 
wisser angesammelter Effektenbestände. Wenn die Banken 
aus geschäftstechnischen Gründen glauben, auf die neue 
Bankform nicht verzichten zu können, so sollten sie sich 
doch von vornherein klar darüber sein, dass die Politik 
der Beständebank nicht auf eine künstliche Erhallung 
trügerischer Kursfassaden gerichtet sein darf. 


Börse und Geldmarkt. 


An der Börse ist eine gewisse Ruhe und Stabilität 
eingetreten, die man aber in ihren Ursachen keineswegs 
falsch, d. h. als ein Zeichen des wiederkehrenden Ver- 
trauens und des Optimismus auffassen darf. Im Gegenteil 
lässt sich sagen, dass die Spekulation auf fast allen Markt- 
gebieten, auch auf den entlegensten, mit erheblichen En- 
- gagements in die Baisse gegangen ist. Der herrschende 
Stückemangel und das bier und da zutage tretende Be- 
streben sich einzudecken, verstärkt die an sich sehr spär- 
liche Nachfrage und führt eine gewisse Festigung des 
Kursniveaus herbei. Im übrigen berrscht an der Börse 
eine gewisse Leihargie, da auffrischende Momente voll- 
kommen fehlen und deutliche Anzeichen zur Besserung 
der Verhältnisse unseres Wirtschaftslebens sowie der 
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innen- und aussenpolitischen Lage nirgends wahrzunehmen 
sind. Eine gewisse Erleichterung der Stimmung kann 
man höchstens noch deshalb konstatieren, weil das Da- 
moklesschwert des Wiederangebotes der von den Banken 
bei ihren Interventionskäufen hereingenommenen Effekten 
vorläufig nicht mehr über den Hallen der Burgstrasse 
schwebt. Die Stempelvereinigung hat nämlich Vorkehrungen 
dazu getroffen, die von ihr aufgenommenen Eifektenbe- 
stände in eine Akliengesellschaft mittleren Umfanges ein- 
zubringen, die sich ihrer Natur nach als eine Art Trust- 
bank darstellt. Die Bank soll ein Aktienkapital von 
24 Mill. erhalten, das erst zum Teil eingezahlt und von den 
Mitgliedern der Stempelvereinigung übernommen werden 
wird. Die aufgenommenen Effektenbestände sollen in das 
Portefeuille der Bank gelegt werden in der stillen Hoff- 
nung, dass einmal bessere Zeiten kommen werden, in 
denen eine aufnahmefähige Börse die Abstossung zu guten 
Kursen ermöglicht. Inwieweit das neue Trustgebilde nun 
auch weiterhin noch in Momenten starker Börsendepression 
mit Stützungskäufen auftreten wird, lässt sich natürlich 
noch nicht sagen. Immerhin ist an sich der Gedanke, 
das Interventionskonsortorium in eine festere Form zu 
giessen, in der es, mit bestimmten Vollmachten versehen, 


vielleicht aktionsfähiger ist, im Interesse der Börse 
durchaus zu begrüssen. (Siehe dem Aufsatz in der 
„Umschau“). 


Nicht so sehr an der Börse als vielmehr an den 
wilden Börsen und in Kreisen, die mit der Börse in losem 
Zusammenhang stehen, hat sich in den letzten Wochen eine 
Unsitte herausgebildet, die uns ausserordentlich schädigt 
und nicht scharf genug gegeisselt werden kann. Wie 
unsere Revolution ja in so manchen Dingen das nicht 
sehr schätzenswerte russische Beispiel sklavisch nachge- 
ahmt hat, so scheint man nunmehr auch in finanziellen 
Dingen russische Vorbilder imitieren zu wollen. Aehnlich 
nämlich, wie man dort die „Zaren-Rubel“ höher bewertete, 
als die „Kerenski-Rubel“ und zwischen diesen und den 
von den Bolschewisten emittierten Geldscheinen weitere 
Unterschiede machte, so handelt man jetzt plötzlich bei 
uns die „alten“ 1000-0#-Scheine, d. h. die Scheine, die 
nicht den grünen Stempel tragen und noch aus ruhigeren 
Zeiten stammen, mit einem Agio — man spricht von 
5% .. Des Rätsels Lösung bei diesem an sich recht 
merkwürdigen Vorgehen ist sehr unerfreulich. Die so 
eingehandelten Scheine werden nach Holland geschmuggelt 
und gehen von da nach Belgien. Dort werden sie zum 
Satz von 1,25 Fr. für 1 %% eingewechselt, was gegen- 
üher dem Staud der deutschen Valuta und auch dem etwas 
höheren für deutsche Banknoten zu erzielenden Kursen 
an den neutralen Börsen eine Marge von 50 % bedeutet, 
Der Skandal bei diesen Vorgängen ist nun vor allem, dass 
die belgische Regierung, die ja nur der belgischen Be- 
völkerung ihr deutsches Geld einwechseln will, um sie 
vor Verlusten aus der Valutadifferenz zu bewahren, die 
Kosten der Umwechslung nicht etwa edelmütig aus ihrer 
Tasche bezahlt, sondern, dass sie dafür die deutsche Re- 
gierung balastet, und dass so jeder auf diese Weise nach 
Belgien geschmuggelte 1000-.#-Schein dem Deutschen 
Reich bare 500 % kostet!! Dieser Hinweis — es ist 
der erste in der Oeffentlichket — wird wohl genügen, 
um das Reichsschatzamt zu veranlassen, alle nur irgend- 
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Mittwoch, Neujahr. 
1. Januar 
I a K 
Donnerstag, | Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
2. Januar Paris, 
ee | Beichsbankausueis. 
5 | 
| Bankausweis New York. — G.-P.; Stärke- 
| zuckerfabrik Kochlmann, Aktien- 
Sonnabend, Brauerei Friedrichshain, Horchwerke 
4. Januar Akt.-Ges., Prestowerke Chemnitz. — 
Schluss des Bezugsrechts Aktien Ver. 
| Thüringische Metallwarenfabriken. 
Montag, C.-P., Braunkohlen- Industrie und Handels- 
6. Januar Gesellschaft in Lig. 
G. V. Gerresheimer Glashütten werke 
ee vorm. Ferd. Heye, Duxer Porzellan- 
i Manufaktur vorm. Ed. Eichler. 
G.- V.: Scholten Stärke- undSyruptabriken, 
Mittwoch, Akt.-Ges. Eckert, Amme Giesecke & 
8. Januar 
Konegen. 
Donnerstag, Ironage-Bericht. — Bankausweise London, 
9. Januar Paris. 
| &.-V.: Franz Seiffert & Co. — Schluss 
et der Anmeldungsfrist Aktien-Baugesell- 
schaft. 
Bankausweis New York. — Keichsbank- 
Sonnabend, ausweis.,. — G. F.. Henninger Reif- 
11. Januar bräu Akt.-Ges. Erlangen, Brauerei 
Isenbeck, Zuckerraffinerie Genthin. 
Montag, 
13. Januar 
er | @.-V.: Hofbierbrauerei Schöfferhof. 


Ausserdem zu achten auf: 
Abschlüsse und Bilanzen von Hypo- 
thekenbanken. 

Verlosungen: 

5. Januar: Credit foncier de France 
23/5, 3 und 3½ % Pfandr. (1879, 1885, 
1909, 1913), 3% Oesterreichische Allg. 
Bodencredit - Anstalt 100 Gld, - Präm.- 
Pfandbr. (1889), 2½ % Pariser 400 Fr. 

| (1894/96) desgl. 3% 300 Fr. (1912). 

10. Januar: 2½ % Antwerpener 100 Fr. 

(1887), 2%, Genter 100 Fr, (1896), 

3% Pariser 400 Fr. (1871). II. Ja- 

nuar: Crédit foncier de France 3% 

Pfandbr. (1903). 14. Januar: 3% 

Griechische Nationalbank 400Fr. (1880). 
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den Zeitungen achten müssen. In Hursiv-Schrift sind diejenigen 
use gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen 
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möglichen Massnahmen gegen diese neue Art der Ver- 
schleuderung deutschen Nationalvermögens an eine Hand- 
voll Schieber zu ergreifen. 

Einige Berliner Blätter hatten vor kurzem aus 
Schweizer Zeitungen die Nachricht übernommen, dass der 
Staatsbankerott der Türkei vor der Türe stehe, ja 
bereits jetzt schon angekündigt werden solle. Nun braucht 
man ja kein Finanzgenie zu sein, um zu wissen, dass an 
einer derartigen Nachricht natürlich etwas wahr ist; der 
Zustand der türkischen Finanzen ist heute ganz zweifellos 
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derart, dass — objektiv genommen — die Lage ver- 
zweifelt ist, wenn auch bereits die fälligen Zinszahlungen 
geleistet, resp. deponiert worden sind. Verzweifelt in- 
sofern, als das ganz verarmte, nahezu 7 Jahre nicht mehr 
ausreichend bestellte, des grössten Teils seiner besten 
Bauern, der Anatolier, beraubte Land, dessen politische 
Grenzen auch noch wesentlich zusammenschrumpfen werden, 
nicht mehr aus eigener Kraft imstande sein kann, sich 
wieder emporzuarbeiten, oder auch nur seine Kriegs- 
schuldenlast abzubauen. Aber, so sehr das alles für die 
objektive Möglichkeit, ja Notwendigkeit eines Staatsbanke- 
rottes spräche, so sehr ist doch auf der anderen Seite 
dagegen geltend zu machen, dass die Türkei in der glück- 
lichen Lage eines Schuldners ist, der bei vielen Gläubigern 
80 tief in der Tinte sitzt, dass man ihn nicht sterben lassen 
kann, sondern mit allen Mitteln und auch unter hohen 
Kosten gesund machen muss. Für die zahlreichen 
Gläubigerländer der hohen Pforte wird sich zweifellos die 
Notwendigkeit ergeben, dem schlechten Geld gutes nach- 
zuwerfen, um einen Teil ihrer alten Guthaben zu retten 
und ihre Staatsangehörigen vor schweren Verlusten zu 
bewahren. Das alles weiss die Türkei, die immer eine 
äusserst gerissene Finanzpolitik getrieben hat, weit 
besser als jeder andere, und sie weiss auch sehr gut, was 
sie tut, wenn sie vielleicht einmal hie und da wirklich 
durchblicken lassen sollte, dass der Staatsbankerott unver- 
meidbar sei. Ihn wirklich eintreten lassen wird die Türkei 
niemals, einesteils, weil nach den bisherigen Erfahrungen 
die blosse Drohung genügt, um von den alten Gläubigern 
wieder frisches Geld zu bekommen, dann aber vor allem, 
weil sie ja zum Wiederaufbau ausschliesslich auf das in- 
ternationale, insbesondere auch auf das amerikanische Ka- 
pital angewiesen ist. Dieses amerikanische Kapital würde 
sie aber nicht bekommen, wenn sie etwa, um ein gutes 
Geschäft zu machen, vorher ihre europäischen Gläubiger 
durch einen Slaatsbankerott schädigen würde, sondern sie 
würde damit auch in Amerika die Stimmung nur gegen 
sich beeinflussen. Man kann deshalb über die Staats- 
bankerottmeldungen wohl mit ruhigem Gewissen zur Ta- 
gesordnung übergehen. 


Der Markt der mündelsicheren Werte an den deutschen 
Börsen wird in der nächsten Zeit endlich einmal seit Jahren 
wieder — wenn wir von den Kriegsanleihen absehen — 
eine bedeutende Erweiterung erfahren. Um jede Kon- 
kurrenz in den Anlagewerten fernzuhalten, solange die 
Finanzierung des Krieges gewaltige Ansprüche an den 
offenen Geldmarkt stellte, war den Kommunen bisher un- 
tersagt, neue Anleihen zu begeben. Es standen ihnen nur 
zwei Wege offen, von denen der eine die Wechselbegebung 
bei der Girozentrale war. Wie erheblich die Finanzierungs- 
tätigkeit dieser Zentrale gewesen ist, geht daraus hervor, 
dass im Jahre 1917 ein Gesamtumsatz von 8½ Milliarden o% 
erzielt wurde, hinter dem auch der diesjährige Jahresumsatz 
nicht allzu weit zurückbleiben wird. Die Bedingungen der 
Zentrale waren für die Kommunen nicht ungünstig, der 
Zinssatz hielt sich in der letzten Zeit auf zirka 4½ %. Die 
andere Geldbeschaflungsmöglichkeit lag bei den zahlreichen 
neuen „Finanzmännern,“ denen der Krieg und die ge- 
schickte Ausnutzung der in ihm enthaltenen Chancen grosse 
Summen flüssigen Geldes in die Hände gespielt hatte, Von 
diesen Seiten wurden neue den Städten Millionendarlehen 


mit Befristungen bis auf 10 Jahre hinaus gewährt. Dessen 
ungeachtet besteht natürlich bei vielen Kommunen ein 
starker Geldbedarf, Die gewaltigen sozialen Lasten und 
Kriegsaufwendungen (von denen allerdings später wohl 
der Staat einen Teil übernehmen wird), die Höhe der 
Kosten der jetzt fast überall in Angriff genommenen Not- 
standsarbeiten, die Mehraufwendungen für die Löhne der 
städtischen Arbeiter und Beamten, die Kosten der Zuschüsse 
zu den städtischen Betrieben, die unter den gegenwärtigen 
Verhältnissen natürlich nicht mehr rentabel arbeiten können, 
all das vereinigt sich, um den städtischen Finanzverwal- 
tungen die Arbeit zu erschweren, und den Finanzbedarf 
gegenüber früheren Etatziffern gewaltig zu steigern. Man 
kann also damit rechnen, dass schon sehr bald städtische 
Anleihen mit den Bankenkonsortien, den Provinzialhilfs- 
kassen und den Landesbanken abgeschlossen werden, so 
dass in absehbarer Zeit, wenn die zusiändigen amtlichen 
Stellen ihre Genehmigung gegeben haben, an eine Plazierung 
gedacht werden darf. Man kann, wenn man will, aus dieser 
Tatsache folgern, dass das Reich und die Bundesstaaten 
vorläufig keine neuen Anleihen aufzunehmen gedenken. 
Sie würden sich sonst schwerlich durch Zulassung der 
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städtischen Auleihebegebungen eine so scharfe Konkurrenz 
selbst auf den Hals laden. Denn in Publikumskreisen wird 
wahrscheinlich für die städtischen Anleihen ein guter 
Markt vorhanden sein. Haben doch die meisten Stadt- 
anleihen gegenüber den Konsols und Reichsanleihen ihre 
Kurse weit besser behaupten können und dadurch eine 
treue Gefolgschaft erobert. — Wie die Zukunft der 
städtischen Finanzen im Reiche und in Preussen selbst 
sich gestaiten wird, ist natürlich ungeheuer schwierig zu 
beurteilen. Möglich ist es jedenfalls, dass der in letzter 
Zeit viel diskutierte Plan zur Ausführung gelangt, eine 
Ausgleichskasse für die preussischen Städte und einen 
Durchschnitts-Einkommensteuerzuschlag zuschaffen. Hiermit 
würde der Konkurrenzkampf der Städte untereinander, die 
sich gegenseitig die höchsten Steuerzahler wegzulocken 
suchten, beendet werden. Auch in Berlin wünscht man 
zusammen mit den gesamten später einzugemeindenden 
Städten und Vororten eine ähnliche interne Ausgleichs- 
kasse, die für die City selbst natürlich, die schon an Blut- 
leere stark zu leiden beginnt, sehr notwendig wäre. 

Justus. 
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Der Verwaltungszwang. Eine kritische Studie des 
sogenannten Verwaltungsstrafrechtes. Von Rudolf Ku- 
kula. Wien 1918. Manzsche k. u. k. Hof-, Verlags-, 
u. Universitätsbuchhandlung. Preis 6 60 Kr. 


Fundament der Volkswirtschaftslehre. Von Dr. 
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nischen Hochschule in Brünn. Jena 1918. Verlag von 
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Trennung von Mittel und Ziel, — Die Abgrenzung von 
Technik und Wirtschaft. — Vollendung der Begriffsbe- 
stimmung der Wirtschaft. — Die Erscheinungsformen der 
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mässigen Kategorien oder der allgemeinen leistungsmässigen 
Grundbegriffe. — Die Leistungsträger oder leistenden 
Elemente. — Die Kategorien der Leistungsgrössen. — 
Die Arten der Leistungen. — Die Zeitabfolge oder Stufen- 
folge der Leistungen. — Die Beeinflussung der Leistungen 
(Leistungsmodifikation). — Die Gesamibewährung oder 
allgemeine Erfolgskategorie der Wirtschaft: wirtschaftliche 
Fruchtbarkeit oder Produktivität. — Die gestaltlichen 
Elemente. — Die monogenetischen Leistungsarten. — 
Der Bauplan der einwurzeligen Wirtschaft, — Rückschau 
über die einwurzelige Wirtschaft. — Die vielwurzeligen 
oder verkehrswirtschaftlichen Leistungen. — Die Häufung. 
— Die Volkswirtschaft als Gebilde höchster Ordnung. — 
Rückschau über die gesamte Lehre von den Grundbe- 
griffen. — Das Wesen des Gutes, — Abarten des Gut- 
begriffes, — Bemerkungen zum Begriff des Kapitals. 
Bemerkungen über den Begriff des Volksvermöge 


Geschichtlicher Rückblick. — Die wirtschaftliche y 0 


baes 


barkeit als allgemeine Erfolgskategorie des Wirtschafts 
lebens. — Die wirtschaftliche Fruchtbarkeit der Berufs- 
stände. — Umrisse einer Logik der volkswirtschaftlichen 
Begriffsbildung und des logischen Aufbaues der Volks- 
wirtschaftslehre. — Abschluss. 


Gesetz über eine ausserordentliche Krlegsabgabe 
für das Rechnungsjahr 1918. Vom 26. Juli 1918. 
Mit den Ausführungsbestimmungen des Bundesrates. 
Erläutert von Dr. Leo Blum, Schriftleiter in München, 


und Dr, Otto Kahn, Rechtsanwalt in München. 
München, Berlin und Leipzig 1918. J. Schweitzer 
Verlag (Arthur Sellier}. Preis # 4.20. 

Vorwort. — Abkürzungsverzeichnis. — Einleitung. 


— Gesetz über eine ausserordentliche Kriegsabgabe für 
das Rechnungsjahr 1918 vom 26. Juli 1918. — Abgabe- 
pflicht der Einzelpersonen. — Abgabe vom Mehrein- 
kommen. — Abgabe vom Vermögen. — Abgabepflicht 
der Gesellschaften. — Gemeinsame Vorschriften. — Schluss- 
vorschriften. — Ausführungsbestimmungen. 


Sozialistische Monatshefte. Herausgeber Dr. J. 
Bloch. Preis eines Heftes (erscheint alle 14 Tage) 
4.0.90. Verlag der Sozialistischen Monatshefte G. m. 
b. H., Berlin W 35. 

20. Heft: Max Schippel. Brentano über Freihandel 
und Frieden. — Dr. Ludwig Quessel. — Eduard David 


und der bolschewistische Separatismus. — Dr. Adolf 
Behne. Die Ueberwindung des Tektonischen in der 
russischen Baukunst. — Walter Withman. Der Urgrund 


aller Metaphysik. Uebertragen von Max Hayek. — Fried- 
rich Kunze. Die Frauenarbeit und die Arbeiterorganisation, 
— Dr. Raphael Seligmann. Der Drang zur Masse. 

Heft 23/24: Heinrich Peuss. Die deutsche Volks- 
regierung. — Emil Kloth. Ueber den Zusammenhang 
er gewerkschaftlichen Sozialpolitik mit der Weltpolitik 
Dr. Conrad Schmidt. Der Aberglaube an die Gewalt. 


Ay 


e Aulius Berger. Die deutsche Ostpolitik und die Ost- 
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juden, — Joseph Kurth. 
Metallindustrie. 


Mehr Kinder — mehr Erbe. Die Bedeutung der bio- 
logischen Erbwerte für Familie und Volk. Zeitgemässe 
Betrachtungen zur Bevölkerungs Entwicklung. Von 
Rudolf Oeser, Mitglied des Hauses der Abgeord- 
neten. Berlin 1918. Verlag von Dietrich Reimer 
(Ernst Vohsen). Preis # 2.—. 


Geschichtliche Beweisstücke für Englands Schuld 
am Krieg aus Afrika. Eingetroffene Voraussagen 
eines Deutschen aus Deutsch-Südwestafrika, Von Dr. 
Forkel. Herausgegeben von der Vereinigung fü. 
Deutsche Siedelung und Wanderung. Preis e 2.—., 


Der mitteleuropäische Staatenbund. Von Dr. 
Ottomar Schuchardt. Dresden und Leipzig 1918. 
„Globus“ Wissenschaftliche Verlagsanstalt. Preis #1. 


Das Papier im Kriege. Zusammengestellt und heraus- 
gegeber von Walter Hess., Fachkaufmann in Berlin, 
Dresden und Leipzig 1918. „Globus“ Wissenschaft- 
liche Verlagsanstalt. Preis # 2.—. 

Einleitung. — Das Papier im Kriege. — Holzstoff 
und Zeitungsdruckpapier im Kriege. — Die Lage der 
Papierfabrikanten nach der Regelung des Druckpapier- 
verbrauches. — Zur Preisgestaltung des Zeitungsdruck- 
papiers. — Von der Papiernot im neutralen und feind- 
lichen Ausland. — Papierknappheit und Altpapierver- 
wendung. — Alte Zeitungen und ihre Wiederverwendung. 
— Wiedergewinnung von Papierstoff aus Altpergament. — 
Schluss worte. — Spart im Kriege an Papier. 
Kommentar zum Gesetz über eine ausserordent- 

liche Kriegsabgabe für das Kriegsjahr 1918. 
Vom 26. Juli 1918. Mehreinkommen, Vermögensab- 
gabe der Einzelpersonen, Mehrgewinnabgabe der Ge- 
sellschaften. Von Prof. Dr. jur. Fritz Stier-Somlo, 
3. wesentlich veränderte Auflage des Kriegs- und Be- 


Frauenerwerbsarbeit in der 


sitzsteuergesetzes. Berlin 1918. Verlag von Franz 
Vahlen. Preis 9.—. 

Ankürzungs verzeichnis. — Geschichtliche und allge- 
meine Einführung. — Erläuterung des Kriegsabgabege- 
setzes. — Abgabepflicht der Einzelpersonen. — Abgabe- 
pflicht der Gesellschaften. — Gemeinsame Vorschriften. 
— Schlussvorschriften. — Ausführungsbestimmungen des 


Bundesrates vom 22. August 1918. — Die im Text erläu- 
terten Vorschriften des Besitzsteuergesetzes. — Sachregister. 


Ein Frauenschicksal im Kriege. Von Maria Son- 
nenthal- Scherer. Berlin 1918. Verlag von Ullstein 
& Co. Preis c 5.50. 

Einleitung. — Südöstlicher Kriegsschauplatz. — Nörd- 
licher Kriegsschauplatz. — Orient: Mit der Kolonne nach 
Konstantinopel. — Auf den Prinzeninseln. — Auf der 
Fahrt nach Syrien. — Birseba. 


Ratschläge für eine einfache, würdige Feier des 
hundertsten Geburtstages Vater Ralffeisens am 
30. März 1918 durch die Genossenschaften und 
Unterverbände. Berlin 1918. Druck von Leonhard 
Simion Nachf. 


Reichsmehrbedarf und Steuerermässigung. Grund- 
riss zu einer Theorie und Reform des Geldes. Von 
Kurt Geucke. Berlin-Friedenau 1918, Verlag von 
Adolf Crüger. Preis % 3.—. 

Einleitung und Grundlegendes. — Natur und Defini- 
ion des Geldes. — Herkommen, Charakter, Arten, Not- 
wendigkeit und Funktionen des Papiergeldes. — Kritik 
des Lawschen Systems. — System der Währungstrennung. 
— Uebersicht des Systems. — Die Gesetze des Geldes. 


— Zusammenfassung. — Anwendung des Systems. — 
Schlusswort, 


Zwischen England und Deutschland. Von Walde- 
mar Sklarz. Berlin 1918. Verlag für Sozialwissen- 
schaft G. m. b. H. Preis c# 2 50 

Die internationale doppelte Front. — Die geistigen 

Kriegsziele Englands. — Die materiellen Kriegsziele Eng- 

lands. — Die Formulierung der englischen Kriegsziele 

und das Memorandum der Entente- Sozialisten. — Die 


englische Arbeiterpartei als Werkzeug der Balfour und 
Cecil. — Die kommende Revolution in England und ihr 
Programm. — Der englisch- nationale Charakter der eng- 
lischen Arbeiterbewegung. — Kolonialbesitz als Lebens- 
frage. — Die Möglichkeit des Ausgleichs trotz allem. — 
Nachtrag. 


Mitteleuropa ein britisches Friedensziel. Sir Harry 
Johnston: „Gesunder Menschenverstand in der aus. 
wärtigen Politik.“ Mit 7 farbigen Karten. Berlin 1917 
Verlag Dietrich Reimer (Ernst Vohsen). Preis: # 5.— 

Die auswärtige Politik des britischen Reiches, — 

Grossbritannien und Frankreich. — Grossbritannien, 

Deutschland und Oesterreich-Ungarn. — Grossbritannien 

und Russland. — Die britischen Beziehungen zu Portugal. 

— Grossbritannien und Amerika. — Ostasien und der 

Orient. — Die Verwaltung unserer auswärtigen Beziehun- 

gen. — Karten. 


Was ist Kriegswucher und wie bekämpfen wir 
ihn? Von Dr. Georg Obst. Leipzig 1917. Verlag 
von Carl Ernst Poeschel. Preis: geh. # 1.20. 


Neutrale in Elsass-Lothringen. Eindrücke von Jo- 
hannes Jegerlehner. Bein 1917. Verlag Ferd. Wys. 
Preis: . 1.50. 

Schürer des Weltbrandes. Von Moritz Loeb. 
Eduards unselige Erben. Neue Folge. Verlag Haas 
& Grabherr, Augsburg. Preis % 2.—. 

Sir Arthur Nicolsen. — Mauris Barres. — Dr. Sal- 
vatore Barzilai. — Die Brüder Buxton. — Miljukow der 
Kadettenführer. — Aristide Briand. — Jonescu, Filipescu, 
und Costinescu. — Sir George William Buchanan. — 
Sir Edward Carson. — Lord Hardinge. — Lord Kitschener. 
— Leonida Bissolati, — Graf Okuma, — Dr. Eleutherios 
Venizelos, — Jonel Bratianu. — Die schöne Maria von 
Rumänien. — Die beiden Hughes. — Theodore Roosevelt. 
— Alexander Feodorowitsch Trepow. 

Eduards unselige Erben. Die Kriegshetzer, Von 
Moritz Loeb. Augsburg 1915. Haas & Grabherr 
Verlag. Preis # 1.50. 

Sir Edward Grey. — Lord Northcliffe, — Raymond 
Poincaré. — Théophile Delcasse. — Alexander Petrowitsch 
von Iswolskij. — Winston Churchill. — Bunau-Varilla, 
der Besitzer des Matin. — Maria Feodorowna, die Zarin- 
Mutter. — König Albert, — Grossfürst Nicolai Nicolajewitsch. 
— Suworin und die „Nowoje Wremja“. — Herbert 
Henry Asquith. — Die beiden Cambon. — Wladimir 
Alexandrowitsch Ssuchomlinow. — Nikitas Töchter, — 
René Viviani. — Lloyd George. — Baron Reuter, der 
Telegraphenkönig. — Sergei Dimitrijewitsch Ssasonow.— 
Dr. Nikola Paschitsch. — Camille Barriere, der Toten- 
gräber des Dreibundes. — Tittoni, Salandra, Sonnino, 
D’Anuunzio. — Nicolaus II. Alexandrowitsch, Kaiser und 
Selbstherrscher aller Reussen. 


Deutschlands Anteil an Indiens Schicksal. Von 
A. K. Viator. Leipzig 1918. Verlag von Otto 
Wigand. Preis % 1.50. 

Die Grundsätze deutscher Auslandspolitik, — 

Deutschlands Anteil an der Erschliessung der indischen 


Geisteswelt. — Die Stellung Goethes. — Indien als 
romantisches Ideal. — Wahlverwandschaft zwischen Indien 
und der Romantik. — Indische Einflüsse im deutschen 
Geistesleben. — Aehnlichkeit der deutschen und der 
indischen Geschicke. — Indiens politische und strategische 
Bedeuturg für das britische Weltreich. — Geschichte 
Indiens im Umriss. — Das Unrecht der britischen Herr- 
schaft in Indien. — Die Verelendung des Landes. — Das 
Erwachen des nationalen Geistes. — Deutschlands und 


Indiens natürliche Bundesgenossenschaft im Kampfe gegen 
England. — Indiens wirtschaftliche Bedeutung für England 
und Deutschland. — Deutschlands Interesse an Indiens 
Befreiung. 


Das Kundenlistensystem als Grundlage der Haus- 
braud-Brikett=Versorgung in Gross-Berlin. Auf 
Veranlassung der im Kohlenverband Gross-Berlin ver- 
einigien Stadt- und Landkreise bearbeitet von Dr. Lud- 
wig Körte, Oberleutnant d. Res., Leiter der Kohlen- 


abteilung der Kriegsamtstelle in den Marken und der 
Kohlenstelle Gross-Berlin, Berlin 1917. Druck von 
W. Büxsenstein. Preis , 0.60. 


Die Einwirkung des Krieges auf überseelsche vor 
dem Kriege abgeschlossene Abladegeschäfte 
Von Dr. Albert Holländer, Rechtsanwait in Hamburg. 
Heft 5 der Hamburgischen Forschungen. Herausgegeben 
von K. Rathgen und F. Stuhlmann. Hamburg- 
Braunschweig- Berlin 1918. Verlag von Georg Wester- 
mann. Preis: oÆ 4.— (vergriflen z. Zt.) 

Begriff und Grundlagen des Abladegeschäfts. — Er- 
fillungsort des Verkäufers und Gefahr der Beförderung. 
-— Konzentration der Leistung des Verkäufers. Ueber- 
gang der Beförderungsgefahr. — Verladungsanzeige, ins- 
besondere beim Deutsch-Niederländischen Vertrage betreffs 
Getreideabladungen. — Kauf schwimmender Ware. 
cif-Verträge.— Einwirkung des Krieges als Rechtstatsache. 
Allgemeines. — Wann macht der Krieg dem Verkäufer 
die Erfüllung des Abladegeschäſts unmöglich“ Befreiung 
der Parteien oder abweichende Erfüllung des Vertrages. 
— Behinderung des Käufers durch Zahlungsverbote. — 
Kriegsklauseln und Vereinbarungen, die während des 
Krieges für schwebende Verträge geschlossen werden. — 
Anspruch des Käufers auf Abtretung der dem Verkäufer 
zustehenden Ersaizansp:tiche. — Ausländisches Recht. 
Allgemeines. — Das englische Recht, — Das französische 
Recht. — Kollision der Rechtsordnungen. (Internationales 
Privatrecht.) — Die Bundesratsverordnung- vom 16. De- 
zember 1916 (Vergeltungsverordnung). — Die durch den 
Krieg beim Dokumenten-Tratten-Geschäft für deutsche 
Kauileute entstehenden Schäden. — Beziehungen des Lon- 
doner Remboursbankiers zum deutschen Käufer. — Sind 
für die Heilung der Schäden, die aus dem Verlust von 
Ab'adungen den deutschen Beteiligten entsteheu, besondere 
Gesetze erforderlich oder sind sie als allgemeine Kriegs- 
schäden zu behandein? — Nachtrag. Der Frieden mit 
der Ukraine, 


Das Staatsvermögen des Deutschen Reichs und 
der deutschen Bundesstaaten. Von Dr. F. W. R. 
Zimmermann, Kammerpräsident. Stuttgart 1918. 
Verlag von Ferdinand Enke Preis . % 5.—. 

Das Staasvermögen als solches und die Gattungsaus- 
scheidung in demselben. — Das Verwallungsvermögen. 
Umfang und Teilung. — Derzeitiger Stand in den Bundes- 
staaten und im Reich. — Bedeutung und Eigenart. — 
Wert. — Das Finanzvermögen. Umfang und allgemeine 
Eigenart, — Ausscheidung nach einzelnen Gruppen und 
Arten. — Geschichtliche Entwicklung. — Eigenheiten. 
Nutzung und Verwaltung der einzelnen Gruppen und 
Arten, Derzeitiger Stand im Deutschen Reiche und in 
den Bundesstaaten. — Wert. — Tabelle: Wert des staat- 
lichen Erwerbbesitzes in Deutschland. 


Ungarn. Laud und Volk, Geschichte, Staatsrecht, Ver- 
waltung und Rechtspflege, Landwirtschaft, Industrie 


und Handel, Schulwesen, wissenschaſtliches Leben, 
Literatur, bildende Künste. Budapest 1917. Verlag 
des Franklin-Verein, Preis K. 10.—. 


Ungarns Land und Volk. Von Eugen Cholnoky. — 
Uebersicht der Geschichte Ungarns. Von Dr. Heinrich 
Maxczali. — Das Staatsrecht des Königreiches Ungarn 
und seiner Mitländer. Von Dr. Edmund v. Polner. — 
Verwaltung und Rechtspflege in Ungarn. Von Dr. Geza 
v. Magyary. — Die Landwirtschaft Ungarns. Von Julius 
von Rubinek, — Industrie und Handel. Von Dr. Gustav 
Gratz. — Das Schulwesen Ungarns. Von Dr. Bernhard 
Alexander. — Wissenschaftliches Leben, Literatur, bildende 
Künste. Von Dr. Bernhard Alexander. — Namen- und 
Sachregister. 

Zur Frage der Abwicklung unserer Kriegsschulden. 
Von W. G. Weiser. Wien 1917. Verlag von Franz 


Deuticke. Preis 1 1.—. u 
Umschreibung der Aufgabe. — Beiläufige Unter- 
suchung über den Tilgungsgegenstand. — Allgemeines 
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über Tilgung von Staatsschulden. — Versuch, sich mit 
der Tilgungsfrage auseinanderzusetzen. — Ueber die Til- 
gung im engeren Sinne. — Unsere Staatsschulden. — 
Ueber die Tilgung der inländischen schwebenden Schulden. 
— Ueber die Steuergegenstände. — Ueber die Veran» 
lagung der Steuer. — Ueber die Wertbestimmung der 
Steuergegenstände. — Ueber den Steuerfuss. — Ueber 
die Tilgung der inländischen festen Schulden, Die 
Stellung der Grundlage der Entwicklung sowie der Tätig- 
keit einer Tilgungskasse. — Arbeitsplan für die Tilgungs- 
kasse. — Was kann man gegen die Errichtung einer 
Tilgungskasse anführen. — Schlusswort. — Ueber die in 
Berlin gegen Schatzwechsel aufgenommenen Anleihen. 


Die Wahrheit über Bulgarien. Eine Darlegung der 
bulgarisch-serbischen Beziehungen und der Grund Bul- 
gariens, an dem europäischen Krieg teilzunehmen. Von 
Alexander Kiproff, gewesener Abgeordneter und 
Sekretär der Sobranje in Sofla. Zweite Auflage. Verlag 
von Ernst Kuhn. Bern. Preis e% 0,60. 


Wegweiser zu kaufmännischer Betätigung im 
Orient. Ein Buch aus der Praxis. Von Wilhelm M. 
Kubié. Stuttgart 1918. Verlag von Wilhelm Violet. 
Preis c# 2,50. 

Allgemeine Betrachtungen. — Aussichten für den 
deutschen Kaufmann. — Vorbedingungen zur kauf- 
männischen Tätigkeit im Orient. — Die Tätigkeit des 
deutschen Kaufmanns im Orient. — Einiges über den 
Levanteverkehr. 


La Vérité est en marche! Die Wahrheit unter- 
wegs! Von einem Deutschen. Zürich 1917. Verlag 
Art. Institut Orell Füssli. Preis , 3,50. (Fr. 3,—.) 

Vorwort, — Einleitung. — Die grossserbische Idee 
und der Mord zu Serajewo. — Die österreichische Note 
an Serbien. — Ssasanow. — Grundzüge der englischen 

Politik. — Marokko. — Die deutsch-englischen Flotten- 

verbandlungen. — Sir Edward Grey und Paul Cambon. 

— Die Londoner Seerechtsdeklaration. — Balkanpolitisches. 

— Die Mobilisation. — Zur Geschichte der Konferenz- 

und Verständigungsvorschläge. — Schlussbetrachtung. — 

Anhang. 


Die deutsche Aussenhandeisförderung unter be- 
sonderer Berücksichtigung des Wirtschafts- 
nachrichten wesens. Zeitgemässe Mahnungen und 
Vorschläge. Von Dipl.-Ing. Dr. Th. Schuchert. 
Berlin 1918, Verlag von Leonhard Simion Nf. Preis 
A, 8.—. 

Vom Wesen der Welthandelsſörderung. Die Grund- 
fragen. Der Wirtschaftsnachrichtendienst. — Aus der 
Entwicklung der organisatorischen Bestrebungen zur För- 
derung des Aussenhandels. — Die Entwieklung in Deutsch- 
land. Der amtliche Wirtschaftsdienst. Die private Or- 
ganisationstätigkeit. — Zur Reform des deutschen Wirt- 
schaftsnachrichtenwesens. Grundsätzliches. — Die organi- 
satorischen Grundlagen des ausgehenden Wirtschaftenach- 
richtendienstes. Die organisatorischen Grundlagen des 
eingehenden Wirtschaftsnachrichtendienstes. Die Nach- 
richtenbeschaffung. Der Bearbeitungs- und Verbreitungs- 
dienst. Der Auskunfts- und Archivdienst. Die organisa- 
torische Zusammenfassung, Die Zusammenarbeit der 
privaten und amtlichen Organisationen und ihre Aussichten, 
Für und Gegen. — Schlussbemerkung. 


Wirtschaftslehre für Kaufleute und Gewerbe- 
treibende. Eine Einführung in die Handelswissen- 
schaft. Von Dr. H. Münz. Dortmund. 1918. Verlag 
von Fr. Wilh. Ruhfus. Preis: .# 7,50, geb. # 9,—. 

Die Stellung des Handels im Wirtschaftsleben; seine 
wirtschaftlichen und politischen Grundlagen. — Die Sub- 
jekte des Handelsverkehrs. — Die handeltreibenden Per- 
sonen. — Die Arten der Handelsunternehmungen. — 

Die Objekte des Handelsverkehrs. — Der Geld- und 

Effektenhandel. — Besondere Formen des Handelsverkehrs. 

— Die kaufmännischen Angestellten. 


Anzeigen des Piutus. 


4% Anleihe der Firma Fried. Krupp, Guß- 
stahlfabrik, Essen/Ruhr, vom Jahre 1893. 


Die am Z. Januar 1919 fälligen Zinsscheine dieser Anleihe 
werden vom Verfalltag ab eingelöst: [14 
in Essen bei der Hauptkasse von Fried. Krupp Aktien- 
gesellschaft, 
bei der Direktion der Disconto-Gezellschaft, 
Filiale Essen, 
„ Berlia bei der Preußischen Staatsbank (Seehand- 
lung), 
bei der Berliner Handels- Gesellschaft, 
bei der Dresdner Bank, 
bei der Deutschen Bank, 
bei der Direction der Disconto- Gesellschaft, 
bei dem Bankhause S. Bleichröder, 
bei der Bank für Handel und Industrie, 
3 bei dem Bankhause Delbrück Schickler & Co., 
Dresden bei der Dresdner Bank, 
Elberfeld bei der Bergisch- Märkischen Bank Filiale 
der Deutschen Bank, 
„ Frankfurt a. M. bei der Deutschen Bank Filiale 
Frankfurt, 
bei der Deutschen Vereinsbauk, 


Teen 


” 
* 
* 
» 
» 

” 

n 
” 
” 


Š 85 bei der Directlon der Disconto- 
Gesellschaft, 

> 8 bei der Dresdner Bank in Frank- 
furt a. M., 


„ Hamburg bei der Deutschen Bank Filiale Hamburg, 


bei der Dresdner Bank in Hamburg, * 


n ” 

„ Köln bei dem A, Schaafthausen’schen Bank- 
verein A.-G, 

„ „ bei dem Bankbause Deichmann & Co., 

„ „ bei dem Bankhause Sal, Oppenheim jr. & Co., 

„ „ dei der Dresdner Bank in Köln, 

„ Leipzig bei der Allgemeinen Deutschen Credit- 

Anstalt, 
5 7 bei der Dresdner Bank iu Leipzig, 
„ Magdeburg bei dem Bankhause F. A. Neubauer. 


4% Anleihe der Fried. Krupp Aktien- 
gesellschaft, Essen/Ruhr, vom Jahre 1908. 


Die am Z. Januar 19109 fälligen Zinsscheine dieser Anleihe 
werden vom Verfalltag ab bei den auf den Zinsscheinen an- 
Legebenen Zahlstellen eingelöst. 


Rositzer Zucker-Raffinerie. 


Die heute abgehaltene General - Versammlung unserer 
Aktionäre beschloss, für das Geschäftsjahr 1917/18 eine Divi- 
dende von 10% und einen Bonus von 5 % zur Auszählung 
gelangen zu lassen. 
Als Zahlstellen benennen wir ausser unserer Kasse in Rositz 
in Altenburg die Allgemeine Deutsche Credit- Anstalt 
Lingke & Co., und die Cowmerz- und Disconto-Bank, 

ia Berlin die Commerz- und Disconto-Bauk, dıe Direction 
der Discouto- Gesellschaft und die Nationalbank für 
Deutschland, 

in Breslau die Bank für Handel und Industrie, Filiale 
Breslau, vorm. Breslauer Disconto-Bank, 

in Cöln den A. Schafrhausen'schen Bankverein, A.-G., 

in Hamburg die Commer-- und Disconto-Bank, 

in Leipzig die Commerz und Disconto-Bank und die Mittel- 
deutsche Privatbank, Aktiengesellschaft, 

in Magde burg die Direetion der Disconto- Gesellschaft, 
Filiale Magdeburg, 

in München die Bank für Handel u. Industrie, Fil. München. 

Es werden gezahlt: 

M. 75.— für die Dividendenscheine No. 1 der Serie V 
zu den Aktien No. 1— 6000; 
„ 150.— für die Dividendenscheine No 1 der Serie IV 
zu den Aktien No. 6001—9000; 
» 150.— für die Dividendenscheine No. 9 der Serie II 
zu den Aktien No. 9001—9500. 
Rosit z, S-A., den 21. Dezember 1918. 15 


Rositzer Zucker-Raffinerie. 


Jahresabschluß 


für den 30. September 1918. 


Bestände. M Pf 
Grundst.-Konto . 922 213194 
Gebäude-Konto .! 2 757 813123 
Masch.-Konto.. . 963 248075 
Utensilien-Konto 9431716 
Dampfmasch.-Kt. 1— 
Werkzeug- und 

Reparaturen-Kt. lj- 
Fuhrwerks-Kt. . 1— 
Patent-Konto .. 11— 
Kautions-Konto. 88 56627 
Waren- Konto. . | 2 415 727138 
Konto- Korr.-Kt. | 2 149 430/98 
Bank- Konto 1144 121/24 
Effekten-Konto .| 1 191 851/50 
Postscheck- und 

Kassa-Konto. . 15 256002 


2 846 910 
14 589 467 


M. 
7500 000 
424 229 
1407 407 
39 000 


Konto für Beteil. 


Verpflichtungen. 
Aktienkapital-Kt 
Hypotheken-Kt. 
Reservefonds-Kt. 
Talonst.-Res.-Kt. 
Kriegsst.-Rück- 

lage-Konto. .. 
Sichergs. - Hypo- 
theken-Konto 

Dividenden-Kt. . 
Konto -Korr.-Kt. | 2 062 389 
Reingewinn. .| 2 719 46072 

16 


428 709.7 


6 000 — 
2270.— 
97 


Soll. M. E 

An General-Unk. | 1 510 258 
„ Abschreib.. . 453 534 
„ Reingewinn . 2719460 
4 683 253 


M. 


134 784 
68 488 


09 
68 
72 
49 


Haben. Pi 
Per Vortrag für 
1. Okt. 1917 
Zinsen- Gew. 
Betr.-Ueber- 
schuss u. Be- 
leilig.-Ge w. 


34 
83 


4 479 9801322 
e 25335 
Die auf 18% = M. 180. — 
festgesetzte Dividende wird ge- 
gen Einreichurg des Dividen- 
deascheines 1917/18 sofort 
bei der Commerz- und Dis- 
conto-Bank, der National- 
bank für Deutschland und 
Herrn A. Hirte in Berlin aus- 
gezahlt. [11 
Berlin, den23. Dezember 1918. 


Fabrik isolirter Drähte 


zu elekirlsehen Zwecken 
trorm C. J. Vogel Telegraphen- 
drahi-Fabrik)äutiengesollschaft. 


nn nn — 


WA 


Einband. 
decken 


können zum Preise von M. 2.30 

direkt von uns, sowie durch 

alle Buchhandlungen bezogen 
werden, 


Ebenso 


gebundene 
Halbjahrsbände 


halten wir zum Preise von 
M.16.— für neu binzutretende 
Abonnenten zur Verfügung. 


Plutus Verlag 
Berlin W. 62, 


Kleiststr. 21. 


W 


ade 


Wie mache ich mein 

Testament ohne Reehts- 

anwalt und ohne Notar? 
Das Erbrecht. 


Verfasser: Hans Lustig, 
kaufmännisch. Sachverständig. 
Preis nur Mk. 1.10. 
Zu beziehen durch jede Buch- 
handlung und durch die 
Sortiments-Abteilung 
des Plutus Verlag. 


KINN | 


Verantworllich für die Rubrik „Aus der Geschäftswalt® und für den Tnseratenteil: Nöse Louis, Nouklla 
65 


Zeitungsartikel und -Nachrichten 


iu Ausschnitten — liefert sofort nach Hrscheineu prompt und billig das 
Uterarinche BureasDiemeusFraven. Berlin$N 2R 


Wir machen unsere Leser auf den dieser Nummer 

5 beigefügten Prospekt des Verlags G. A. Gloeckner 
in Leipzig betreffend „Einführung in die Sozialpolitik“ von 
Dr. Leopold von Wiese aufmerksam. 


i 
i 
14 589 467 
Gewinn- u. Veriusi-Rechnung. 


Druck von Pass & Garleh G. m. b. R., Berlin W bi Bütuwetraasn 


